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Anotace 

Tato bakalářská práce se zabývá třemi nejvýznamnějšími křesťanskými stranami, a to 

Křesťanskodemokratickou unií (CDU) na území Spolkové republiky Německo včetně její 

sesterské Křesťansko-sociální unie Bavorska (CSU) působící na území Svobodného státu 

Bavorsko. Dále Středu (Die Mitte) ve Švýcarské konfederaci, která vznikla 1.1.2021 sloučením 

Křesťanskodemokratické lidové strany (CVP) a Občanské demokratické strany (BDP). Poté 

Rakouské lidové strany (ÖVP) v Rakouské republice. Jedná se o politické strany, které mají 

společný základ, a to v křesťanských tradicích, ke kterým se hlásí. Přesto dochází v průběhu let 

k pozvolenému opuštění od těchto tradic, což je patrné zejména u Rakouské lidové strany, 

která chce již být stranou všech občanů Rakouska bez ohledu na jejich vyznávání víry. Ve své 

teoretické části jsem se zaměřil na charakteristiku křesťanských stran včetně mládežnických 

organizací. V následující praktické části provádím analýzu voleb do dolních komor parlamentů 

za posledních 10 let, tedy volební úspěchy zmíněných křesťanských stran a následného 

zastoupení ve sněmovně v letech 2011 až 2021. Poté se zabývám volebními programy 

křesťanských stran ke zvoleným tématům. Mým cílem je tedy hledat společné aspekty 

k určitým sociálním problémům, ale zároveň i odlišné postoje. 

Klíčová slova: volby, výsledky, migrace, Rusko, stejnopohlavní páry, vzdělání, CDU, CSU, ÖVP, 

Die Mitte, CVP 

Annotation 

Diese Bachelorarbeit befasst sich mit den drei wichtigsten christlichen Parteien, nämlich der 

Christlich Demokratischen Union Deutschlands (CDU) auf dem Gebiet der Bundesrepublik 

Deutschland, einschließlich ihrer auf dem Gebiet des Freistaates Bayern tätigen 

Schwesterpartei Christlich Sozialen Union Bayerns (CSU). Weiterhin Die Mitte in der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft, das am 1.1.2021 durch den Zusammenschluss der 

Christlich-Demokratischen Volkspartei (CVP) und der Bürgerlich-Demokratischen Partei (BDP) 

entstanden ist. Dann die Österreichische Volkspartei (ÖVP) in der Republik Österreich. Dies 

sind politische Parteien, die eine gemeinsame Grundlage in den christlichen Traditionen 

haben, denen sie angehören. Dennoch hat sich im Laufe der Jahre eine freie Abkehr von diesen 

Traditionen vollzogen, was sich besonders in der Österreichischen Volkspartei bemerkbar 

macht, die bereits jetzt die Partei aller Bürgerinnen und Bürger Österreichs sein will, 



unabhängig von ihrer Religion. Im theoretischen Teil beschreibe ich die Merkmale christlicher 

politischer Parteien, einschließlich Jugendorganisationen. Im folgenden praktischen Teil 

analysiere ich die Wahlen zu den Unterhäusern der Parlamente der letzten 10 Jahre, also die 

Wahlerfolge der jeweiligen christlichen Parteien und die anschließende Vertretung im 

Unterhaus zwischen 2011 und 2021. Danach beschäftige ich mich mit den Wahlprogrammen 

der christlichen Parteien zu den ausgewählten Themen. Mein Ziel ist es also, nach 

Gemeinsamkeiten zu bestimmten gesellschaftlichen Problemen zu suchen, aber auch nach 

unterschiedlichen Haltungen. 

Schlüsselwörter: Wahl, Ergebnisse, Migration, Russland, gleichgeschlechtliche Paare, Bildung, 

CDU, CSU, ÖVP, Die Mitte, CVP 

Abstract 

This bachelor's thesis deals with the three most important Christian parties, namely the Chris­

tian Democratic Union (CDU) in the territory of the Federal Republic of Germany, including its 

sister Christian Social Union of Bavaria (CSU) operating in the territory of the Free State of 

Bavaria. Furthermore, Die Mitte in the Swiss Confederation, which was created on 1/1/2021 

by the merger of the Christian Democratic People's Party (CVP) and the Civic Democratic Party 

(BDP). Then the Austrian People's Party (ÖVP) in the Republic of Austria. These are political 

parties that have a common basis in the Christian traditions to which they subscribe. Never­

theless, over the years there has been a permissive abandonment of these traditions, which 

is particularly noticeable in the Austrian People's Party, which already wants to be the party 

of all citizens of Austria, regardless of their religion. In my theoretical part, I focused on the 

characteristics of Christian parties, including youth organizations. In the following practical 

part, I analyse the elections to the lower houses of the parliaments for the last 10 years, i.e. 

the electoral successes of the mentioned Christian parties and their subsequent representa­

tion in the lower house between 2011 and 2021. Then I deal with the election programs of the 

Christian parties on the selected topics. So, my goal is to look for common aspects to certain 

social problems, but also different attitudes. 

Keywords: election, results, migration, Russia, same-sex couples, education, CDU, CSU, ÖVP, 

Die Mitte, CVP 
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1 Einleitung 

Als Thema meiner Bachelorarbeit habe ich einen Vergleich dreier christlicher Parteien 

gewählt, die in Deutschland, Österreich und der Schweiz einen starken Einfluss haben. 

Der Grund für den starken Einfluss dieser Parteien im politischen System liegt vor allem 

in der Bevölkerung dieser Länder, in denen die Religion vorherrscht, im Vergleich zu 

Tschechien, wo christliche Parteien keine gesellschaftliche Bedeutung haben.1 Dennoch 

können wir heute auf der politischen Bühne beobachten, dass sich traditionelle 

christliche Parteien langsam von ihren konservativen Prinzipien entfernen und 

versuchen, diejenigen zu erreichen, deren Religion nicht das Christentum ist. Dies liegt 

daran, dass Deutschland, Österreich und die Schweiz die Zielländer von Einwanderern 

aus aller Welt sind und sich damit die Demografie des Landes stark verändert. 

Diese Bachelorarbeit besteht aus zwei Teilen, einem theoretischen Teil und einem 

praktischen Teil. Im theoretischen Teil werde ich mich mit der Charakteristik christlicher 

Parteien, einschließlich Jugendorganisationen, befassen. Inhalt der Charakteristik ist 

eine kurze Geschichte der genannten politischen Parteien und ihrer führenden 

Vertreter, die einen wesentlichen Einfluss auf die Entwicklung ihrer Parteien hatten. 

Im praktischen Teil beschäftige ich mich mit der Analyse von Wahlergebnissen und 

Wahlprogrammen christlicher Parteien in den letzten 10 Jahren, also von 2011 bis 2021. 

Was Wahlprogramme betrifft, werde ich Gemeinsamkeiten und Unterschiede bei 

ausgewählten Themen wie Migration, hauptsächlich aus dem Nahen Osten und Afrika. 

Dann gleichgeschlechtliche Ehe, Bildung und schließlich die Haltung gegenüber der 

Russischen Föderation, zu der die Beziehungen seit 2014 durch die Invasion der 

Halbinsel Krim und deren Annexion angespannt sind. 

Ich werde für meine Analyse ein breites Spektrum an Quellen nutzen, insbesondere 

zuverlässige Internetquellen wie verschiedene Statistiken, offizielle Regierungswebsites, 

Zeitungsartikel oder offizielle Websites christlicher Parteien. Der Grund ist der Mangel 

an Fachliteratur zum gewählten Thema der Bachelorarbeit. Deshalb werde ich die 

1 Die christliche Partei KDU-ČSL ist gegenwärtig in der Regierung Fiala vertreten, ihr Wähleranteil ist 
jedoch im Vergleich zu den anderen Parteien deutlich geringer. 
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„klassische" Literatur nur in begrenztem Umfang und hauptsächlich im theoretischen 

Teil nutzen. 
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2 Charakteristik politischer Parteien 

2.1 CDU - Christlich Demokratische Union Deutschlands 

Die Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU) ist die zweitgrößte politische 

Partei Deutschlands und wurde 1945 gegründet. Sie entstand durch den 

Zusammenschluss der drei im selben Jahr gegründeten christlichen Parteien, und zwar 

der Christlich Demokratischen Union, der Christlich Demokratischen Partei und der 

Christlich Demokratischen Volkspartei (Strmiska et al. 2005, S. 301). Aus diesem Grund 

trägt sie die Bezeichnung „Union", die auf die innerparteiliche Pluralität hinweist. (2005, 

S. 301) 

1949 bildet die CDU eine Fraktionsgemeinschaft mit der bayrischen Christlich-Sozialen 

Union (URL 1). Anlass für die Bildung dieser Fraktionsgemeinschaft war das gleiche 

Programm und das Ziel, gemeinsam ein neues demokratisches Deutschland aufzubauen. 

Eine vollständige Vereinigung kam jedoch aufgrund des Widerstands der CSU-Spitze in 

Bayern nie zustande (URL 1). Beide Parteien waren sich einig, dass sie gleichberechtigt 

sind und bei den Wahlen geschlossen auftreten werden (URL 1). Bei der Schließung der 

Koalition hat die CDU zugesagt, bundesweit aktiv zu werden, mit Ausnahme von Bayern, 

wo sich nur die CSU politisch engagieren wird (URL 1). 

An der Spitze der CDU standen mehrere bedeutende Persönlichkeiten, die das 

Weltgeschehen maßgeblich beeinflussten, vor allem Helmut Kohl, der 1990 als 

Bundeskanzler die Wiedervereinigung Deutschlands durchsetzte, und Angela Merkel, 

die erste Frau im Amt des Bundeskanzlers, die von 2005 bis 2021 im Amt war. 

Sie ist eine politische Partei, die bei Landtags- und Bundestagswahlen zu den 

erfolgreichsten Parteien der deutschen Politik gehört. Die CDU war während ihres 

Bestehens mehrfach Regierungspartei, aber ab 2021 ist sie eine Oppositionspartei, als 

es ihr nicht gelang, eine Koalition mit der SPD zu schließen. Sie ist trotz allem die Partei 

mit den meisten Sitzen im Bundestag. 
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2.2 CSU - Christlich-Soziale Union in Bayern 

Die Christlich-Soziale Union in Bayern wurde 1945 gegründet, ebenso wie ihre 

Schwesterpartei CDU. Gemessen an der Zahl ihrer Mitglieder ist sie die drittstärkste 

Partei in Deutschland. Sie ist eine politische Partei, die nur auf dem Gebiet des 

Freistaates Bayern tätig ist (Strmiska et al. 2005, S. 301). Diese Partei ist zum Teil eine 

Fortführung der damaligen Bayerischen Volkspartei, die nach dem Ersten Weltkrieg 

1918 gegründet und 1933 mit der Machtübernahme der NSDAP aufgelöst wurde (2005, 

S. 293). 

Die Christlich-Soziale Union unterscheidet sich von ihrem Koalitionspartner Christlich 

Demokratische Union in ihrer Haltung zum Christentum (Strmiska et al. 2005, S. 301). 

Von ihren Anfängen bis heute hält die CSU an dem Konzept einer konservativen 

christlichen Partei fest. Allerdings stellt das Christentum für die CDU eine ethische 

Grundlage dar, aber kein politisches Programm (2005, S. 301). 

An der Spitze der CSU standen mehrere Persönlichkeiten, die der Bundesregierung 

angehörten. Prominentester Vertreter der CSU war Franz Josef Strauß, der die Partei 27 

Jahre lang, von 1961 bis 1988, als Vorsitzender leitete (Kroupa et al. 1993, S. 152). 

Seit 2018 ist Markus Söder bayerischer Ministerpräsident und seit 2019 ist er auch 

Vorsitzender der CSU. 2021 kandidierte er erfolglos als Kandidat für das Amt des 

Bundeskanzlers, doch die CDU/CSU-Mitglieder wählten Armin Laschet aus der CDU. 

Die größte Herausforderung für die derzeitige CSU-Führung ist der allmähliche Rückgang 

der Mitgliederzahl, die im Jahr 2021 130.379 Mitglieder hatte, verglichen mit 136.014 

im Jahr 2020 (URL 2). Die Gründe für den Mitgliederrückgang sind vielfältig.2 Dieses 

Problem betrifft nicht nur die CSU, sondern auch andere christliche Parteien. 

2.3 ÖVP - Österreichische Volkspartei 

Die Österreichische Volkspartei (ÖVP) ist die zweitgrößte politische Partei Österreichs. 

Sie wurde 1945 gegründet (Panagl und Gerlich 2007, S. 312). Es handelt sich um eine 

2 Die CSU als ausgewiesene christliche Partei ist somit indirekt auch von den Ereignissen in den 
christlichen Kirchen betroffen, insbesondere weil die Bindung von Menschen und Kirche weiter abnimmt 
und damit auch die Rolle der christlichen Kirchen in der bayerischen Gesellschaft. 
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konservative Partei, die von ihrer Gründung bis 1970 eine der stärksten politischen 

Parteien Österreichs war. Danach ging die ÖVP in die Opposition, wo sie bis 1987 blieb, 

als sie wieder Teil der Regierungskoalition mit der Sozialdemokratischen Partei 

Österreichs wurde (2007, S. 319). 

Von Anfang an war das Ziel der ÖVP nicht nur die Vereinigung aller Berufsgruppen in 

einer Partei, sondern versuchte auch ideologische Strömungen (Konservatismus, 

Liberalismus, Katholische Soziallehre) zu vereinen (Claudius Müller 2006, S. 341). 

Die bedeutendste Persönlichkeit der ÖVP ist Leopold Figl, Mitbegründer der Partei und 

in den Jahren 1945-1953 erster Bundeskanzler Nachkriegsösterreichs. Eine weitere 

bekannte Persönlichkeit der Partei war Sebastian Kurz, der nach den Wahlen 2017 

jüngster Bundeskanzler Österreichs und gleichzeitig jüngster Parteivorsitzender der 

Welt wurde. 

Was die Organisation der Partei betrifft, so besteht sie aus einem spezifischen System. 

Ihre Tätigkeit erfolgt auf territorialer und funktionaler Basis (Claudius Müller 2006, S. 

342). Territorial verstehen wir als ihre Gliederung auf allen politischen Ebenen, von den 

Gemeinden bis zum Bund. Funktional sind lose verbundene Bünde, deren Mitglieder fast 

die gesamte ÖVP-Mitgliederbasis ausmachen. Das sind Österreichischer 

Wirtschaftsverband (ÖWB), Österreichischer Bauernbund (ÖBB) und Österreichischer 

Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmerbund (ÖAAB) (2006, S. 342). Darüber hinaus sind 

der Partei unabhängige Bürgerverbände wie die die Junge ÖVP, die Österreichische 

Frauenbewegung oder der Österreichische Seniorenbund angeschlossen (2006, S. 342). 

2.4 Die Mitte 

Die Mitte ist die viertgrößte Partei, die auf dem Gebiet der Schweizerischen 

Eidgenossenschaft tätig ist. Sie ist 2021 durch den Zusammenschluss der 

Christlichdemokratischen Volkspartei (CVP) und der Bürgerlich-Demokratischen Partei 

(BDP) entstanden. Der Zusammenschluss erfolgte in Form einer Abstimmung, in der 

Mitglieder beider Parteien beschlossen, eine neue gemeinsame Partei zu gründen, mit 

dem Ziel, in der Schweizer Politik erfolgreich zu sein (URL 3). Es gab mehrere Ursachen, 
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vor allem die fallende Popularität wegen des mangelnden Interesses junger Wähler am 

Christentum. 

Die bedeutendsten Politiker der neu geschaffenen Die Mitte sind Martin Candinas, 

Nationalratspräsident. Weiterhin Viola Amherd, Mitglied des Bundesrates und 

Vorsteherin des Verteidigungsdepartementes. 

2.4.1 CVP - Christlichdemokratische Volkspartei 

Die Christlichdemokratische Volkspartei war eine politische Partei, die sich in den 

1890er Jahren zu formen begann. Sie war eine sehr konservative christliche Partei, die 

unter Christen eine starke Wählerbasis hatte (Sonderegger und Stampfli 2004, S. 160). 

Während Ihrer Existenz änderte sie Ihren offiziellen Namen wie Katholisch Volkspartei 

oder Konservative Volkspartei (2004, S. 160). Als Christlichdemokratische Volkspartei 

existierte sie seit den 1970er Jahren (2004, S. 160). 

Die CVP beruhte auf den Prinzipien der Interessen aller christlichen Gruppen in der 

Schweiz, obwohl ihr Erfolg hauptsächlich von den Kantonen mit dem größten Anteil der 

Katholiken im Vergleich zu den Kantonen mit der protestantischen Bevölkerung abhing 

(Strmiska et al. 2005, S. 338). 

Programmatisch konzentriert sich die CVP wie die meisten anderen christlichen Parteien 

auf die sozio-marketische Wirtschaft, Familie oder Ökologie (Strmiska et al. 2005, S. 

338). In Bezug auf die Außenpolitik wurde der Schweizer Föderalismus und die 

Neutralität, einschließlich einer negativen Einstellung zum Beitritt zur Europäischen 

Union, somit stark verteidigt (2005, S. 338). Die Neutralität wird nämlich als Teil der 

Identität der Schweizer Nation wahrgenommen, die auf 1815 zurückreicht, als der 

Wiener Kongress in Anwesenheit von Vertretern der Gewinnermächte über Napoleon 

stattfand. Bereits während dieses Kongresses wurde die Schweizer Neutralität 

anerkannt. 
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3 Jugendorganisationen 

3.1 JU-Junge Union Deutschlands 

Sie ist eine politische Jugendorganisation, die 1947, zwei Jahre nach der Gründung von 

CSU und CDU, gegründet wurde (URL 4). Gemessen an der Anzahlmitglieder zählt sie zu 

den größten Jugendorganisationen in Europa (URL 4). Zu ihren wichtigsten Prioritäten 

gehören Umweltschutz, Menschenrechte oder der Zugang zu Bildung. Sie unterstützen 

weiterhin Deutschland und seine Rolle in der Europäischen Union (URL 4). 

Als Organisation hält sie an den Idealen der CDU/CSU fest, ist jedoch programmatisch, 

finanziell und organisatorisch von ihr unabhängig (URL 4). Ihre Rolle besteht vielmehr 

darin, die Koalition auf allen politischen Ebenen voranzubringen. Weitere Aktivitäten 

sind die Organisation von Veranstaltungen in ganz Deutschland, bei denen sie Raum für 

Diskussionen bietet, mit dem Ziel, ein möglichst breites junges Publikum einzubeziehen 

(URL4). 

Die Politik von JU basiert auf dem Respekt vor jeder Person und unterstützt ihre 

Individualität (URL 5). Neben diesem Respekt verteidigt die Junge Union auch die 

grundlegenden Menschenrechte, Gerechtigkeit und Freiheit, einschließlich des 

Liberalismus (URL 5). Sie stellt sich allen Konflikten entgegen, unterstützt den Frieden 

und setzt sich für ein vereintes Europa und internationale Freundschaft ein (URL 5). Nur 

ein vereintes Europa ist ein Garant für dauerhaften Frieden und Wohlstand, 

einschließlich der Achtung aller Kulturen (URL 5). 

Seit 1953 veröffentlicht die Junge Union ihre Meinungen, Erfolge oder Haltungen in der 

Zeitschrift Die Entscheidung, die viermal jährlich in einer Auflage von 10.000 Exemplaren 

erscheint (URL 6). 

3.2 JVP-Junge Volkspartei 

Sie ist eine politische Jugendorganisation, die zu den größten Österreichs zählt und 

deren Geschichte bis zur Gründung der ÖVP nach dem Zweiten Weltkrieg zurückreicht. 

Die JVP ist mit ihrer Gliederung in Orts-, Bezirks- und Landesorganisationen auf allen 
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politischen Ebenen vertreten. Ihr Hauptziel ist es, die Jugend einzubeziehen und für sie 

eine moderne und offene Politik zu machen (URL 7). 

Einer dergroßen Erfolge der Jungen Volkspartei ist die Vertretung im Parlament in Wien, 

wo sie über acht Nationalratsabgeordnete, drei Bundesrätinnen und eine 

Staatssekretärin verfügt 3 (URL 8). Darüber hinaus gibt es 18 Landtagsabgeordnete der 

JVP in Österreich, einschließlich mehrerer Gemeinderäte (URL 8). 

Die JVP ist auch Mitglied der internationalen Jugendorganisation YEPP, die der 

Europäischen Volkspartei angeschlossen ist (URL 9). Die internationale Organisation 

besteht aus 43 europäischen Ländern und ihre Hauptaktivitäten umfassen das Knüpfen 

von Kontakten mit anderen Jugendorganisationen, gegenseitige Diskussionen, Lernen 

und auch die Vorbereitung junger Europäer auf die Zukunft (URL 9). Damit ist sie eine 

der leistungsfähigsten Jugendorganisationen nicht nur in Österreich, sondern auch in 

Europa. 

3.3 DieJunge Mitte 

Es ist eine politische Jugendorganisation, die junge Menschen auf dem Gebiet der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft vereinigt. Sie wurde 2021 zusammen mit Die Mitte 

gegründet. Bis dahin war sie als Die Junge CVP bekannt, die wie andere politische 

Jugendorganisationen parteiunabhängig und nur mit Werten und Ideologien verbunden 

war. Ihre Tätigkeit besteht darin, Politik für junge Menschen zu fördern. 

Zu ihren Schwerpunkten gehören die Förderung von Umwelt und Energie, Familien, 

Bildung, Forschung und Milizsystem (URL 10). Das Hauptziel ist jedoch in erster Linie der 

Umweltschutz, da sie den Klimawandel als die größte Herausforderung für die 

Gesellschaft, sowohl in der Schweiz als auch weltweit, wahrnehmen (URL 10). Als 

Alpenland ist die Schweiz von hohen Temperaturen betroffen, was zum Verlust von 

Gletschern führt. Die einzige Lösung ist die Erfüllung der Pariser Klimaabkommen, die 

zur Reduzierung von Emissionen und C02 beitragen kann (URL 10). 

3 Die Staatssekretärin Claudia Plakolm ist Jugendstaatssekretärin in der Regierung Nehammer. 
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Ein weiterer sehr wichtiger Punkt der Jungen Mitte ist die Förderung der Familienpolitik, 

die für die Entwicklung und Stabilität der Schweiz sehr wichtig ist (URL 11). Aus Sicht der 

Organisation ist es notwendig, gefährdeten Familien zu helfen, die von aktuellen 

Problemen betroffen sind, z.B. teure Energie oder Lebensmittel (URL 11). Sie sind auch 

der Meinung, dass die Kindererziehung einschließlich der Haushaltsführung nicht mehr 

Frauen-, sondern auch Männeraufgabe ist (URL 11). Familienpolitik ist daher wichtig, um 

künftigen Generationen von Schweizerinnen und Schweizern ein Leben in Qualität und 

Würde zu ermöglichen. 
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4 Bundestagswahlen zwischen 2011 und 2021 in Deutschland 

4.1 Wahlergebnisse der CDU/CSU im Jahr 2013 

Am 22. September 2013 fand die Bundestagswahl statt, bei der die traditionelle 

CDU/CSU-Fraktion klar als Sieger hervorging. Die CDU wurde von Bundeskanzlerin 

Angela Merkel geleitet, der ersten Frau in diesem Amt seit 2005, die den Vorsitzenden 

der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD), Bundeskanzler Gerhard Schröder, 

ersetzte. Außerdem war sie auch Vorsitzende der CDU. Die CSU wurde vom bayerischen 

Ministerpräsidenten Horst Seehofer geführt. 

Bei der Wahl 2013 setzte die CDU statt auf ihr Programm auf Bundeskanzlerin Angela 

Merkel als Flaggschiff, die sich in den vergangenen Jahren sowohl innen- als auch 

außenpolitisch als sehr fähige Politikerin erwiesen hat (URL 12). Unter Ihrer Regierung 

reduzierte Deutschland seine Staatsverschuldung und konnte schnell auf die Große 

Rezession reagieren, einschließlich der griechischen Finanzkrise im Jahr 2009 (URL 12). 

Aus diesem Grund glaubte Angela Merkel dank ihrer aktiven Politik an den Wahlerfolg 

der Union (URL 12). 

Bundestagswahl 2013 

41.5 

Union SPD Die Linke Bündnis 90/Die FDP AfD 
Grünen 

Abb. 1: Ergebnisse der Bundestagswahl 2013 (Quelle: eigene Arbeit) 
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Die CDU/CSU-Fraktion verteidigte bei der Bundestagswahl erneut ihren Vorrang mit 

einem Ergebnis von 41,5 % und gewann 311 Sitze im Bundestag, das sind 7,7 % mehr als 

bei der Wahl 2009, wo die Wahlbeteiligung die niedrigste seit Bestehen der 

Bundesrepublik war (URL 12). Die SPD belegte mit 25,7 % den zweiten Platz und gewann 

193 Sitze, 2,7 % mehr als 2009 (URL 12). Trotzdem erreichte die CDU/CSU-Fraktion keine 

absolute Mehrheit und musste daher einen Koalitionspartner suchen, die die SPD 

wurde. Nach der Bundestagswahl fanden Parteitreffen statt, bei denen die Spitzen der 

CSU/CDU-Fraktion und der SPD gemeinsam an dem Koalitionsvertrag arbeiteten, der im 

November desselben Jahres veröffentlicht wurde (URL 12). 

Der Koalitionsvertrag enthielt Punkte zu verschiedenen gesellschaftlichen Themen, auf 

die sich die Siegerparteien aufgrund unterschiedlicher Wahlprogramme einigten. 

Gleichzeitig erfolgte die Aufteilung der Bundesministerien, wobei die SPD sechs Ämter 

und die Union neun Ämter erhielten (URL 12). Zusammen bildete die neue Koalition mit 

504 von insgesamt 630 Parlamentssitzen im Bundestag die absolute Mehrheit. 

Im Koalitionsvertrag wurde vereinbart, dass ab Januar 2015 ein Mindeststundenlohn 

eingeführt wird, den es in Deutschland bis dahin nicht gab (URL 12). Der 

Mindeststundenlohn sollte zunächst 8,50 Euro brutto betragen, erst 2017 wurde 

bundesweit die gleiche Höhe in Kraft gesetzt (URL 12). Ein weiterer Punkt ist die 

Absenkung des gesetzlichen Krankenversicherungssatzes von 15,5 % auf 14,6 %, was den 

Lohn der Arbeitnehmer erhöhen sollte (URL 12). Der Union gelang es, eine 

Mutterschaftsrente einzuführen, die für alle Mütter und Väter gedacht war, deren 

Kinder vor 1992 geboren wurden (URL 12). 

Andere Themen, wie der Homosexuellenehe, wurde keine klare Position bezogen. Das 

Ergebnis dieses Punktes im Koalitionsvertrag war, dass sich die neue Koalition aus Union 

und SPD für den Schutz der Rechte von Homosexuellen einsetzen und möglichen 

Diskriminierungen vorbeugen würde (URL 12). Auf Druck der SPD stimmte aber die 

Union der doppelten Staatsbürgerschaft für in Deutschland geborene Kinder von Eltern 

mit ausländischer Staatsangehörigkeit zu (URL 12). Diese Kinder mussten sich später im 

Alter von 23 Jahren entscheiden, welche Staatsbürgerschaft sie behalten würden (URL 
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12). Dieses Gesetz galt nicht für Ausländer, die die deutsche Staatsbürgerschaft 

beantragten. In Deutschland lebende Ausländer mussten bei der Beantragung der 

Staatsbürgerschaft auf ihre ursprüngliche Staatsbürgerschaft verzichten (URL 12). 

Im neu gebildeten Bundestag fand am 13. Dezember eine Abgeordnetenabstimmung 

statt, bei der über ihre Wahl zur Bundeskanzlerin entschieden werden sollte (URL 13). 

462 Abgeordnete stimmten für Angela Merkel und 150 Abgeordnete waren dagegen 

(URL 13). Nachfolgend wurde sie im Schloss Bellevue von Bundespräsident Joachim 

Gauck für die nächste Amtszeit, bis 2017, zur Bundeskanzlerin ernannt. Anschließend 

musste sie noch ihr Bundeskanzleramt durch eine Vereidigung vor Bundestagspräsident 

Norbert Lammert und allen anwesenden Abgeordneten bestätigen (URL 13). 

4.2 Wahlergebnisse der CDU/CSU im Jahr 2017 

Der Bundestagswahl fand am 24. September 2017 statt und wie bei der 

vorangegangenen Bundestagswahl 2013 ging die traditionelle CDU/CSU-Fraktion als 

Sieger hervor. Angeführt wurde die CDU wieder von Bundeskanzlerin Angela Merkel, die 

seit 12 Jahren in diesem Amt ist und damit die drittlängste amtierende Bundeskanzlerin 

ist. Der am längsten amtierende Bundeskanzler war Helmut Kohl, gefolgt von Konrad 

Adenauer, beide Mitglieder der CDU. Die Schwesterpartei CSU wurde vom bayerischen 

Ministerpräsidenten Horst Seehofer geführt. 

Die Union fiel bei dieser Bundestagswahl auf nur 33 %, das sind 8,8 % weniger als bei 

der Bundestagswahl 2013 und zählt zu den schlechtesten Ergebnissen seit 1949 (URL 

14). Das Wahlversagen der Union auf Bundesebene fand auch in Bayern statt, wo die 

Schwester-CSU nur 38,8 % erhielt, das sind 10 % weniger (URL 14). Was den 

Koalitionspartner der Union, Sozialdemokratische Partei Deutschlands, betrifft, fiel auf 

20,5 %, das sind 5,2 % weniger (URL 14). Dieses Ergebnis ist für die SPD und ihren 

Kanzlerkandidaten Martin Schulz eines der schlechtesten seit Bestehen der Partei. Den 

dritten Platz belegte die Alternative für Deutschland (AfD), die erstmals in der 

Geschichte mit einem Ergebnis von 12,6 % in den Bundestag einzog und dort 94 Sitze 

gewann (URL 14). Bei der Bundestagswahl 2013 hatte sie nur 4,7 Prozent und erfüllte 

damit die Fünf-Prozent-Voraussetzung für den Einzug in den Bundestag nicht (URL 14). 
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Bundestagswahl 2017 
35 33 

20.5 

12.6 
10.7 

9.2 8.9 

Union SPD AfD FDP Die Linke Bündnis 90/Die 
Grünen 

Abb. 2: Ergebnisse der Bundestagswahl 2017 (Quelle: eigene Arbeit) 

Das niedrige Wahlergebnis der Union war eine Folge ihrer Koalitionspolitik mit der SPD, 

die ihr bis zu einer Million Wahlstimmen vorenthielt, die die AfD gewann (URL 14). Viele 

Unionswähler waren mit der Koalitionsregierung nicht einverstanden, wobei die Union 

allmählich von ihren traditionellen Positionen abdriftete (URL 14). Unter Angela Merkel 

nahm die CDU auch Positionen ein, die eher der politischen Mitte entsprachen als jenen 

einer konservativen Partei. Zu erklären ist dieses Vorgehen mit dem Modell des 

Medianwählers in der Politikwissenschaft. Aus Platzgründen wird darauf hier nicht 

eingegangen. Zudem gab es Streitigkeiten innerhalb der Union, also zwischen CDU und 

CSU. Die CDU verteidigte eine offene Migrationspolitik, die 2015 begann, aber die CSU 

stand dieser Politik anders und ablehnend gegenüber. Die gleichen Schwierigkeiten 

trafen die Koalitions-SPD, die ihr Wahlversagen in der Zusammenarbeit mit der Union 

und ihrer Politik sah (URL 14). 

Nach der Bundestagswahl 2017 drohte die bestehende Koalitionsregierung aus Union 

und SPD zu zerbrechen, was dazu führte, dass die Union einen neuen Koalitionspartner 

hätten finden müssen, um die absolute Mehrheit im Bundestag zu erreichen (URL 15). 

Die SPD lehnte zunächst eine künftige Regierungsbeteiligung an einer Koalition mit der 

Union ab und wollte in die Opposition einziehen (URL 15). Die Union hatte nur eine 
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Lösung, und das war die Bildung einer Koalitionsregierung mit der FDP und den Grünen 

(URL 15). Diese angedachte Koalition war trotzdem nachteilig für die Union und brachte 

in den Koalitionsverhandlungen ihre Nachteile mit sich, da Union, FDP und Grüne völlig 

unterschiedliche politische Positionen vertreten (URL 15). 

Die politische Wende der SPD wurde durch die Situation herbeigeführt, als die 

Verhandlungen zwischen Union, FDP und den Grünen, dem sogenannten Jamaika, 

erfolglos blieben und überlegt wurde, eine neue Bundestagswahl oder eine 

Minderheitsregierung anzukündigen (URL 15). Am 20. November 2017 versuchten 

Vertreter von CSU, CDU und SPD, d. h. Horst Seehofer, Angela Merkel und Martin Schulz, 

im Schloss Bellevue gemeinsam Möglichkeiten zu finden, die zur Bildung einer neuen 

Regierungskoalition beitragen könnten (URL 15). 

Nach diesen Verhandlungen berief die SPD unter Leitung von Martin Schulz am 7. 

Dezember desselben Jahres einen Delegiertenkongress ein, auf dem über eine 

Unterstützung der Minderheitsregierung, Neuwahlen oder einen Wiedereinstieg in die 

Koalition beraten wurde (URL 15). Die Delegierten stimmten dafür, Gespräche mit der 

Union über die Bildung einer neuen Koalition aufzunehmen und am 15. Dezember 

beschloss die SPD-Spitze die ersten Verhandlungen über eine Regierungsbildung mit der 

Union Anfang Januar 2018 (URL 15). 

Bei den Januartreffen, die vom 7. bis 24. Januar stattfanden, diskutierten Vertreter der 

drei Parteien insgesamt 15 Programmthemen (URL 15). Ein erfolgreicher Ausgang kam 

am 7. Februar 2018, als sich die Vertreter der Parteien auf die Bildung einer neuen 

Koalitionsregierung einigten, die bereits unter der Vorgängerregierung gearbeitet hatte, 

und ein neuer Koalitionsvertrag veröffentlicht wurde (URL 15). Die SPD gewann erneut 

sechs Bundesministerien und die Union neun Bundesministerien einschließlich 

Kanzleramt (URL 15). Danach stimmt der Bundestag über die Wiederwahl von Angela 

Merkel zur Bundeskanzlerin ab. 364 Abgeordnete stimmten für ihre Wiederwahl und 

315 Abgeordnete stimmten dagegen (URL 15). Nach der Abgeordnetenabstimmung 

wurde sie von Bundespräsident Frank Walter Steinmeier zur Bundeskanzlerin ernannt 

und anschließend vor Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble vereidigt. 
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4.3 Wahlergebnisse der CDU/CSU im Jahr 2021 

Die Bundestagswahl fand am 26. September 2021 statt und erstmals in der Geschichte 

der Bundesrepublik belegte die CDU/CSU-Fraktion den zweiten Platz direkt hinter der 

SPD. Die Zeitung „Die Welt" suchte die Ursachen für das Wahlversagen der Union darin, 

dass der Kandidat Laschet kein so starkes Image gehabt habe wie sein Rivale Olaf Scholz 

von der SPD (URL 16). Kein anderer Kandidat der Union für den Kanzlerposten hatte laut 

Umfragen so geringe Präferenzen in der Gesellschaft wie Armin Laschet (URL 16). Die 

Mehrheit der deutschen Bevölkerung war der Meinung, Olaf Scholz sei ein 

vertrauenswürdiger Politiker mit viel politischer Erfahrung (URL 16). 

Die Union schwächelte bei dieser Bundestagswahl im Vergleich zu den 

Bundestagswahlen 2013 und 2017, als sie immer den ersten Platz belegte. Nach 16 

Jahren kandidierte Angela Merkel nicht mehr für das Amt der Bundeskanzlerin und ging 

in den Ruhestand. Das bedeutete, dass die Mitglieder der Union einen neuen 

Vorsitzenden wählen mussten, der sie zu den Bundestagswahlen führen und im Falle 

eines Sieges das Bundeskanzleramt übernehmen würde. Für das Kanzleramt 

interessierten sich zwei Personen, nämlich der bayerische Ministerpräsident Markus 

Söder und Armin Laschet. Bei der Online-Abstimmung wurde Armin Laschet von der 

CDU-Spitze mit 31 Stimmen gegenüber Markus Söder gewählt, der neun Stimmen 

erhielt (URL 17). 

Die CDU/CSU-Fraktion gewann bei der Bundestagswahl nur 24,1 %, das sind 17,4 % 

weniger als 2013 und 8,9 % weniger als 2017 (URL 18). Mit diesem Ergebnis erhielt die 

Union 197 Sitze im Bundestag. Ihr ehemaliger Koalitionspartner und aktueller Rivale, die 

Sozialdemokratische Partei Deutschlands, gewann 25,7 %, 5,2 % mehr als 2017 (URL 18). 

Mit diesem Ergebnis erhielt die SPD 206 Sitze im Bundestag. Die Grünen gewannen 

14,8 %, das sind 5,9% mehr als 2017 (URL 18). Platz vier ging mit 11,5% an die FDP (URL 

18). Die AfD, die in den Bundesländern der ehemaligen DDR eine starke Wählerbasis hat, 

schwächte sich leicht um 2,3 % auf 10,3 % ab (URL 18). 
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Bundestagswahl 2021 

30 

25.7 

Grünen 

Abb. 3: Ergebnisse der Bundestagswahl 2021 (Quelle: eigene Arbeit) 

Bei dieser Bundestagswahl erhielt die Union das niedrigste Wahlergebnis seit vielen 

Jahren. Die Union wurde, ebenso wie Die Linke in allen Wahlkreisen in Deutschland 

hinterher (URL 18). Der Niedergang der Union wurde vor allem im niedersächsischen 

Wahlkreis Cloppenburg-Vechta erfasst, wo die CDU die stärkste Wählerbasis hat. In 

diesem Wahlkreis gewann die Union 38,4 %, das sind 14,7 % weniger als 2017 (URL 18). 

Der Unterschied war bei den Grünen und der SPD festzustellen, die hingegen in den 

meisten Wahlkreisen Stimmen gewannen (URL 18). Diese beiden Parteien schließen 

später gemeinsam mit der FDP einen Koalitionsvertrag ab, und die Union tritt erstmals 

in die Opposition. 

Nach der Wahl begannen die ersten Verhandlungen zur Bildung einer 

Regierungskoalition. Es gab mehrere Varianten der künftigen Koalition, nämlich die 

„Ampel-Koalition" aus SPD, FDP und Die Grünen (URL 19). Dann die „GroKo" aus Union 

und SPD. „Jamaika-Koalition" aus Union, FDP und Die Grünen und die letzte Variante 

war „Rot-Grün-Rot" aus Die Linke, Die Grünen und SPD (URL 19). 

Ziel der von Bundeskanzlerkandidat Armin Laschet geführten Union war es, Gespräche 

mit der SPD über die Bildung einer Jamaika-Koalition aufzunehmen. Armin Laschet 
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bemühte sich, die Union in der Regierung zu halten und Bundeskanzler zu werden, aber 

der CDU-Spitze war bewusst, dass es unmöglich war, das Bundeskanzleramt zu 

bekommen (URL 20). Aus diesem Grund gibt es interne Streitigkeiten zwischen den 

Vertretern der Union (URL 20). Der sächsische Ministerpräsident Michael Kretschmer 

und der bayerische Ministerpräsident Markus Söder kommentierten Laschets Ziele, dass 

die Union ihren Anspruch auf das Kanzleramt aufgeben und die Realität des Abstiegs der 

Fraktion akzeptieren müsse (URL 20). 

Die ganze Situation führte dazu, dass sich Grünen und FDP statt einer Zusammenarbeit 

mit der CSU/CDU für eine Koalition mit der siegreichen SPD entschieden, mit der es 

gelang, einen 177 Seiten starken Koalitionsvertrag abzuschließen (URL 21). Dies 

bedeutete einen Verlust für die Union und den Eintritt in die Opposition. Olaf Scholz 

wurde als Vorsitzender der siegreichen SPD am 8. Dezember 2021 im Bundestag mit 395 

zu 303 Stimmen zum Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland gewählt (URL 21). 

Die neue Koalition aus SPD, Grünen und FDP kommt zusammen auf 416 von 736 Sitzen 

(URL 21). 
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5 Nationalratswahlen zwischen 2011 und 2021 in Österre ich 

5.1 Wahlergebnisse der ÖVP im Jahr 2013 

Am 23. September 2013 fand in Österreich die Nationalratswahl statt. In dieser Zeit war 

ab 2008 eine Koalitionsregierung aus der Sozialdemokratischen Partei Österreichs (SPÖ) 

unter Führung des Bundeskanzlers Werner Faymann und der Österreichischen 

Volkspartei (ÖVP) an der Macht. Die Koalitionsregierungen dieser beiden Parteien 

waren in der österreichischen Geschichte üblich, und werden als Große Koalition 

bezeichnet. Bereits seit 1945 bildeten SPÖ und ÖVP gemeinsam 21 von insgesamt 28 

Regierungen (URL 22). 

Die Österreichische Volkspartei trat zu der Nationalratswahl unter der Führung des 

Außenministers und Vizekanzlers Michael Spindelegger an, der in der ersten Regierung 

von Bundeskanzler Werner Faymann tätig war (URL 23). Michael Spindelegger war 

getrieben von der Motivation, seine Partei an die erste Stelle zu setzen und 

Bundeskanzler zu werden, weil die ÖVP zuletzt 2002 die SPÖ besiegte (URL 23). Dennoch 

ließen die Umfragen der ÖVP keine große Chance auf einen Sieg, und sie lag damit noch 

hinter ihrem Koalitionspartner, der SPÖ, die erneut von Werner Faymann angeführt 

wurde (URL 23). 

Die ÖVP erreichte bei der Nationalratswahl nur 24,0 %, das sind 2,0 % weniger als 2008, 

10,3 % weniger als 2006 und 18,3 % weniger als 2002 (URL 24). Mit diesem Ergebnis 

sicherte sie sich trotz des unerfüllten Ziels des Wahlsiegs den zweiten Platz hinter ihrem 

Koalitionspartner SPÖ und gewann 47 Sitze im Nationalrat. Ihr Koalitionspartner, die 

SPÖ, gewann 26,9 %, verlor aber 2,5 % gegenüber als 2008 (URL 24). Mit diesem Ergebnis 

belegte sie den ersten Platz und gewann 52 Sitze, war aber erneut gezwungen, eine neue 

Koalitionsregierung zu bilden. Die Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ), die in der 

Vergangenheit Koalitionsregierungen angehörte 4, gehört zu den Parteien, die eine 

offene Migrationspolitik verurteilen und auf strengere Migrationsgesetze drängen, und 

4 Koalitionsregierungen der FPÖ gab es in Österreich von 1983 bis 1986 unter Bundeskanzler Fred 
Sinowatz (SPÖ) und von 1999 bis 2002 unter Bundeskanzler Wolfgang Schüssel (ÖVP). 
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belegte mit 20,5 % den dritten Platz, 3 % mehr als 2008 und 9,5 % mehr als 2006 (URL 

24). Damit gewann sie 40 der insgesamt 183 Sitze im österreichischen Parlament. Die 

Grünen - Die Grüne Alternative (GRÜNE), denen der jetzige Präsident Alexander Van das 

Bellen von 1992-2016 angehörte, belegte mit 12,4 % den vierten Platz und gewann 24 

Sitze (URL 24). Die Kommunistische Partei (KPÖ) und das Bündnis Zukunft Österreich 

(BZÖ), die die Vier-Prozent-Hürde nicht erreichten, schafften es ergo auch nicht in den 

Nationalrat. 

Nationalratswahl 2013 
30 

26.8 

SPÖ ÖVP FPÖ GRÜNE FRANK NEOS 

Abb. 4: Ergebnisse der Nationalratswahl 2013 (Quelle: eigene Arbeit) 

Am zweiten Tag nach der Wahl beschloss Bundeskanzler Faymann, die bestehende 

Koalition aus SPÖ und ÖVP fortzusetzen (URL 25). Die breite Mehrheit des SPÖ-Vorsitzes 

sprach sich für diese Koalition aus, es gab aber auch Gegenmeinungen, die in der 

Minderheit waren (URL 25). Die bestehende Koalition wurde geschwächt, behielt aber 

eine Mehrheit im Nationalrat, um in der nächsten Wahlperiode erfolgreich zu regieren. 

Es gab Vorschläge, eine Dreierkoalition mit der FPÖ zu schließen, die aber sofort 

verworfen wurde (URL 25). Der Landesparteivorsitzende der ÖVP Wien, Manfred 

Juraczka, schlug die Bildung einer neuen Dreierkoalition aus SPÖ, ÖVP und NEOS5 vor, 

5 Die NEOS (Kurzform für Das Neue Österreich und Liberales Forum) traten in der Nationalratswahl 2013 
zum ersten Mal an und konnten mit neun Sitzen sogleich in den Nationalrat einziehen. 
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die neun Sitze gewannen, wodurch die Koalition 109 von insgesamt 183 Sitzen erhielte, 

aber diese Variante wurde vom SPÖ-Vorsitz nicht erhört (URL 25). 

Die Nachwahlverhandlungen zwischen ÖVP und SPÖ waren zunächst nicht einfach, da 

die zweitplatzierte ÖVP eine Koalition mit der FPÖ und Team Stronach nicht ausschloss, 

die ihnen zusammen 97 Sitze im Nationalrat bescheren würde (URL 26). Karlheinz Kopf 

von der ÖVP und zweiter Präsident des österreichischen Nationalrates, befürwortete die 

Bildung einer Koalitionsregierung mit der SPÖ (URL 26). Er begründete seine Position 

damit, dass eine Koalition aus drei Parteien, also ÖVP, FPÖ und Team Stronach, durch 

unterschiedliche Programme gestört werden könnte und es schwierig wäre, einen 

Konsens zu finden (URL 26). Bundeskanzler Faymann kündigte gegenüber den Medien 

an, dass Verhandlungen nur mit der ÖVP geführt werden, da das Programm der FPÖ ein 

völlig anderes sei als jenes der SPÖ (URL 26). 

Der Koalitionsvertrag von ÖVP und SPÖ wurde am 12. Dezember 2013 veröffentlicht. Im 

Koalitionsvertrag einigten sich beide Parteien darauf, die durch die globale Finanzkrise 

2008 verursachte Verschuldung Österreichs zu reduzieren und das Renteneintrittsalter 

auf 60,1 Jahre anzuheben (URL 27). Ein weiteres Thema war die Sozialpolitik, also die 

Unterstützung von Familien mit Kindern mit finanziellen Beiträgen (URL 27). Bei der 

Aufteilung der Bundesministerien gab es eine gleichmäßige Verteilung, sieben für die 

SPD und sieben für die ÖVP. Die ÖVP erhielt Posten wie Familien und Jugend, Finanzen, 

Inneres, Bildung, Wissenschaft und Forschung, Land-und Forstwirtschaft, Regionen und 

Wasserwirtschaft, Justiz und schließlich das Außenministerium, wo Sebastian Kurz in das 

Amt des Außenministers berufen wurde (URL 27) und der die Geschicke der ÖVP in der 

Zukunft noch deutlich bestimmen sollte. 

Am selben Tag, an dem der Koalitionsvertrag veröffentlicht wurde, wurde 

Bundespräsident Heinz Fischer (SPÖ) über diesen Vorgang informiert, der ihn als richtig 

für Österreich bewertete (URL 28). Bundespräsident Heinz Fischer empfing am 16. 

Dezember 2013 das gesamte Kabinett von Werner Faymann in der Hofburg, dem Sitz 

des österreichischen Bundespräsidenten, wo die künftigen Bundesminister vereidigt 

wurden und damit offiziell die Bundesregierung Faymann II ihre Arbeit aufnahm. 
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5.2 Wahlergebnisse der ÖVP im Jahr 2017 

Am 15. Oktober 2017 fand in Österreich die Nationalratswahl statt. In dieser Zeit 

bekleidete Werner Freymann nicht mehr das Amt des Bundeskanzlers, das er 

einschließlich des Amtes des SPÖ-Vorsitzenden aufgab. Im Mai des Jahres 2016 trat 

Werner Faymann, der wegen der österreichischen Außenpolitik in der Kritik stand, von 

seinem Amt als Bundeskanzler und Vorsitzender der SPÖ zurück (URL 29). Laut 

„Süddeutscher Zeitung" war der Grund für seinen Rücktritt seine offene 

Migrationspolitik in einer Zeit, in der Europa von Hunderttausenden Flüchtlingen aus 

dem Nahen Osten und Afrika heimgesucht wurde, die in Länder wie Österreich, 

Deutschland, Schweden oder Großbritannien wollten (URL 29). Nachfolger von Werner 

Faymann wurde Christian Kern, der bis zum darauffolgenden Jahr eine 

Koalitionsregierung aus ÖVP und SPÖ anführte. 

Die Österreichische Volkspartei trat zur Nationalratswahl unter der Führung des 

Außenministers Sebastian Kurz, der in der Bundesregierung Faymann II und der 

Bundesregierung Kern I tätig war an (URL 30). Kurz übernahm nach der Demission von 

Vizekanzler Reinhold Mitterlehner den Parteivorsitz (URL 30). Somit war Sebastian Kurz 

auch das neue Gesicht des Wahlkampfs und genoss die Unterstützung der Mitglieder 

und Führung seiner Partei, die sich bei dieser Wahl einen Erfolg und damit den Gewinn 

des Bundeskanzleramtes erhoffte. Als er 2013 Außenminister wurde, war er erst 27 

Jahre alt und damit der jüngste Außenminister der Europäischen Union (URL 30). 

Die ÖVP erreichte bei der Nationalratswahl 31,5 %, das sind 7,5 % mehr als 2013 (URL 

31). Mit diesem Ergebnis gewann sie 62 Sitze im Nationalrat und war damit Wahlsieger. 

Der Koalitionspartner SPÖ erreichte mit 26,9 % das gleiche Ergebnis wie 2013 und 

landete damit auf dem zweiten Platz (URL 31). Mit diesem Ergebnis gewann sie 52 Sitze 

im Nationalrat. Auch die FPÖ feiert mit 26 % einen deutlichen Erfolg, das sind 5,5 % mehr 

als 2013 und entsprach 51 Sitzen (URL 31). Es folgt NEOS - Das Neue Österreich und 

Liberales Forum mit 5,3 % und gewann 10 Sitze (URL 31). Jetzt - Liste Pilz landete mit 

4,4 % auf dem letzten Platz und gewann 8 Sitze (URL 31). Die Partei GRÜNE schaffte es 

nicht in den Nationalrat und verlor bei den Wahlen 8,6 % auf 3,8 % (URL 31). 
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Abb. 5: Ergebnisse der Nationalratswahl 2017 (Quelle: eigene Arbeit) 

Am selben Abend räumte Bundeskanzler Christian Kern seine Niederlage ein und 

bekundete Interesse an Gesprächen mit der ÖVP, mit denen er eine neue 

Koalitionsregierung unter Bundeskanzler Sebastian Kurz bilden könnte (URL 32). 

Dennoch empfand er das Ergebnis als zufriedenstellend für die Partei (URL 32). 

Sebastian Kurz, der die Wahl gewann und möglicherweise Europas jüngster 

Regierungschef wird, sagte, die ÖVP sei für alle Möglichkeiten offen (URL 32). Es 

begannen Gespräche mit mehreren Parteien, intensiver wurden sie jedoch mit der FPÖ, 

mit der die ÖVP programmatisch näherstand als mit ihrem noch bestehenden 

Koalitionspartner SPÖ. 

Laut „Salzburger Nachrichten" fand das erste Treffen der Verhandlungsführer 

bestehend aus ÖVP- und FPÖ-Mitgliedern am 25. Oktober 2017 statt und dauerte zwei 

Stunden (URL 33). Inhalt des ersten Treffens war es, die Grundideen einer möglichen 

Koalitionsregierung darzulegen und auch weitere Sitzungstermine zu vereinbaren (URL 

33). Sebastian Kurz und FPÖ-Obmann Heinz-Christian Strache äußerten sich 

zurückhaltend gegenüber dem ersten Treffen und sagten, dass die Treffen intensiv und 

in einer guten Atmosphäre seien, aber Qualität statt Geschwindigkeit im Vordergrund 

stünden (URL 33). 
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Das endgültige Ergebnis fiel am 15. Dezember desselben Jahres mit der Veröffentlichung 

des 182-seitigen Koalitionsvertrags „Zusammen. Für unser Österreich." zwischen ÖVP 

und FPÖ (URL 34). Die Hauptthemen waren der Staatshaushalt, die Steuerreform, das 

Bildungswesen, aber auch die Migration, wo sich beide Parteien auf eine Verschärfung 

der zur Zeit der SPÖ-Regierung liberaleren Asylpolitik Österreichs einigten. Der Erfolg 

der FPÖ bestand darin, die bestehende Raucherlaubnis in Gaststätten 

aufrechtzuerhalten (URL 34). Die damalige Koalition versuchte auf Empfehlung von 

Ärzten, das Gesetz zum Rauchverbot durchzusetzen. Sebastian Kurz versprach auch, 

dass eine Koalition mit der rechten FPÖ die proeuropäische Politik Österreichs nicht 

stören würde (URL 34). 

Was die Ressortaufteilung betrifft, so erhielt die FPÖ laut Koalitionsvertrag sechs 

Bundesministerien, nämlich Öffentlicher Dienst und Sport, in dem Heinz Strache tätig 

war (URL 35). Dann Inneres, Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz, 

Europa, Integration und Äußeres, Landesverteidigung, Verkehr, Innovation und 

Technologie (URL 35). Die ÖVP gewann Bundesministerien wie Verfassung, Reformen, 

Deregulierung und Justiz, Finanzen, Nachhaltigkeit und Tourismus, Bildung, 

Wissenschaft hund Forschung, Digitalisierung und Wirtschaftsstandort (URL 35). Die 

neue Koalition verfügte daher wie die vorherige ÖVP- und SPÖ-Regierung über eine 

ausgewogene Ressortverteilung. 

Am 18. Dezember 2017 wurde die neue Koalitionsregierung unter Bundeskanzler Kurz 

und Vizekanzler Strache in der Hofburg von Bundespräsident Alexander van der Bellen 

vereidigt. Zusätzlich zur Vereidigung versammelten sich laut „Salzburger Nachrichten" 

während der Zeremonie rund 3.500 Demonstranten am Heldenplatz, um gegen die neue 

Koalitionsregierung zu protestieren (URL 36). Die Situation erforderte zahlreiche 

Schließungen rund um die Hofburg und das Bundeskanzleramt (URL36). 

5.3 Wahlergebnisse der ÖVP im Jahr 2019 

Am 29. September 2019 fand in Österreich die Nationalratswahl statt. In dieser Zeit von 

Juni 2019 bis Januar 2020 wurde Österreich von der Übergangsregierung der parteilosen 

Bundeskanzlerin Brigitte Bierlein regiert. Grund war die Ibiza-Affäre des FPÖ-
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Vorsitzenden und Vizekanzlers Heinz Strache, die zu massiven Protesten in ganz 

Österreich und dem anschließenden Sturz der Bundesregierung von Sebastian Kurz 

führte. Im Jahr 2019 veröffentlichten nämlich die deutschen Medien „Spiegel" und 

„Süddeutsche Zeitung" ein Video eines Treffens zwischen Heinz Strache und Johann 

Gudenus mit der angeblichen Nichte eines russischen Oligarchen in einer Villa auf Ibiza. 

Der Inhalt des Treffens bestand darin, die Kontrolle über die Medien, insbesondere die 

Kronen Zeitung, zu übernehmen. 

Die Österreichische Volkspartei ging wieder unter der Führung des ehemaligen 

Bundeskanzlers Sebastian Kurz in die Nationalratswahl. Ziel von Sebastian Kurz war es, 

die Wahl erneut zu gewinnen und das Amt des Bundeskanzlers zu erlangen, allerdings 

ohne weitere Zusammenarbeit mit dem ehemaligen Koalitionspartner FPÖ. Der 

ehemalige Bundeskanzler versprach, mit dem Programm der Vorgängerregierung, also 

der nach wie vor intensiven Bekämpfung der illegalen Migration, Steuerreformen und 

dem Abbau der Staatsschulden, in die Wahl zu gehen (URL 37). 

Die ÖVP erreichte bei der Nationalratswahl 37,5 %, das sind 6 % mehr als 2017 (URL 38). 

Mit diesem Ergebnis gewann sie 71 Sitze im Nationalrat und war damit Wahlsieger. Den 

zweiten Platz belegte die SPÖ mit 21,5 %, das sind 5,7 % weniger als 2017 (URL 38). Mit 

diesem Ergebnis gewann sie 40 Sitze. Den stärksten prozentualen Rückgang bei der Wahl 

verzeichnete die FPÖ mit 16,2 %, das sind 9,8 % weniger als 2017 (URL 38). Mit diesem 

Ergebnis erhielt sie 31 Sitze. Die GRÜNEN verzeichneten mit einem Ergebnis von 13,9 % 

einen deutlichen prozentualen Zuwachs, das sind 10,1 % mehr als 2017 und gewannen 

26 Sitze (URL 38). Auf dem fünften und damit letzten Platz landete NEOS - Das Neue 

Österreich und Liberales Forum mit 8,1 %, das sind 2,8 % mehr als bei der letzten Wahl, 

und gewann 15 Sitze (URL 38). 
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Abb. 6: Ergebnisse der Nationalratswahl 2019 (Quelle: eigene Arbeit) 

Nach der Wahl erklärte der ehemalige Bundeskanzler, dass die ÖVP wieder für alle 

politischen Parteien offen sei, über eine mögliche Koalitionsregierung zu verhandeln, 

also auch zu FPÖ. Laut „Die Zeit" wurden Sebastian Kurz mehrere Optionen für die 

Bildung einer neuen Koalitionsregierung angeboten, entweder mit der FPÖ, die nach der 

Affäre keinen Rückhalt in der Gesellschaft hatte, dann mit der SPÖ, mit den Grünen, mit 

denen es allerdings völlig unterschiedliche Wahlprogramme gab oder eine 

Dreierkoalition aus NEOS und Grünen (URL 39). Dennoch erklärte die ÖVP-Spitze, dass 

angesichts ihres Wahlergebnisses eine zukünftige Koalition mit den Grünen gebildet 

werden könne (URL 39). 

Das erste Treffen mit Vertretern der Grünen begann am 11. November (URL 40). Ziel des 

Treffens war es, eine gemeinsame Einigung zu Themen zu erzielen, zu denen beide 

Parteien unterschiedliche Positionen vertraten. Die Grünen mit ihrem Vorsitzenden 

Werner Kogler betonten bei den Verhandlungen mit der ÖVP die Notwendigkeit des 

Umweltschutzes, des Kampfes gegen das Klima und der Informationsfreiheit (URL 40). 

Im Gegenteil betonte die ÖVP die Notwendigkeit von Steuerreformen, dem Abbau der 

Staatsverschuldung inklusive einer Verschärfung der Migrationspolitik, wobei die 

Grünen bei diesem Thema eine solidarische und liberale Haltung vertraten (URL 40). Die 
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Verhandlungen dauerten bis Januar 2020, wobei die Grünen für den Abschluss eines 

Koalitionsvertrags die formelle Zustimmung ihres Bundeskongresses mit 300 

Delegierten aus ganz Österreich benötigten (URL 40). 

Am 1. Januar 2020 einigten sich Vertreter der ÖVP und der Grünen auf die Bildung einer 

Regierungskoalition (URL 40). Laut „Die Zeit" erklärte Sebastian Kurz, die Verhandlungen 

seien nicht einfach gewesen, dennoch seien sich die beiden politischen Parteien in vielen 

wichtigen Themen einig, etwa beim Umweltschutz, beim Steuersystem und auch beim 

Schutz der Landesgrenzen (URL 41). Die Bestätigung der künftigen Koalition erfolgte am 

4. Januar 2020, als der Bundeskongress nach wenigen Stunden durch eine Abstimmung 

zustimmte, bei der sich 93 % der Delegierten für eine Bundesregierung aus ÖVP und 

Grünen aussprachen (URL 42). 

Was die Aufteilung der Bundesministerien betrifft, gewann die ÖVP das Amt des 

Bundeskanzlers unter der Leitung von Sebastian Kurz, gefolgt von zehn 

Bundesministerien wie Europäische und internationale Angelegenheiten, Soziales, 

Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, Bildung, Wissenschaft und Forschung, 

Digitalisierung und Wirtschaftsstandort, Finanzen, Inneres, Landesverteidigung, Arbeit, 

Frauen, Familie, Jugend und Integration und EU und Verfassung (URL 43). Der 

Koalitionspartner Grünen gewann das Amt des Vizekanzlers unter der Leitung von 

Werner Kogler und vier Bundesministerien wie Kunst, Kultur, öffentlicher Dienst und 

Sport, Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, Justiz und Klimaschutz, 

Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie (URL 43). 

Die Vereidigung fand am 7. Januar 2020 in der Hofburg statt, wo sich alle 14 Minister 

versammelten, darunter auch der künftige Bundeskanzler Sebastian Kurz6 und 

Vizekanzler Werner Kogler (URL 44). Vor der Zeremonie entließ Bundespräsident 

Alexander van der Bellen offiziell die Übergangsregierung von Bundeskanzlerin Brigitte 

6 Sebastian Kurz trat schließlich im Oktober 2021 vom Amt des Bundeskanzlers zurück und wurde von 
Alexander Schallenberg abgelöst. Kurz übernahm die Funktion des Klubchefs im Nationalrat und legte im 
Dezember 2021 schließlich auch diese Funktion zurück. Zeitgleich erklärte Alexander Schallenberg seine 
Demission und wurde von Karl Nehammer abgelöst, der bis heute im Amt ist und die Bundesregierung 
Nehammer führt. 
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Bierlein. Nach der Vereidigung und den Unterschriften konnte das gesamte Kabinett 

offiziell seine Ämter antreten. 
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6 Nationalratswahlen zwischen 2011 und 2021 in der Schweiz 

6.1 Wahlergebnisse der CVP im Jahr 2011 

Die Nationalratswahl fand am 23. Oktober 2011 statt. Vorsitzender der CVP-Partei war 

in dieser Zeit Christophe Darbellay, der dieses Amt seit 2006 innehat. Bei der letzten 

Nationalratswahl 2007 erreichte die CVP lediglich 14,5 %, was 31 von insgesamt 200 

Sitzen entspricht. Die Partei erlebte in den letzten Jahren einen allmählichen 

Niedergang, und die Anstrengungen der Parteispitze wurden gebündelt über den 

Versuch, diesen Prozess umzukehren und die Wahlergebnisse bei den Wahlen im Jahr 

2011 zu verbessern. 

Bereits 2011 gab es in der CVP Stimmen für einen Zusammenschluss mit Parteien wie 

der Bürgerlich-Demokratischen Partei und der Grünliberalen Partei zu einer einzigen 

Partei, die offiziell Die Mitte heißen sollte (URL45). Laut der „Aargauer Zeitung" erklärte 

der Berner Stadtrat Reto Nause, dass die neue Partei durch den Zusammenschluss der 

drei Parteien bei der Wahl 2015 bis zu 30 Prozent gewinnen könnte (URL 45). Er sagte 

weiter, dass die neue Partei für die politische Szene der Schweiz von Nutzen und 

Bereicherung sein könne und äußerte sich auch begeistert über die Ergebnisse der 

Mitte-Parteien (URL 45). 

Die CVP erhielt bei der Wahl 12,3 % der Stimmen, 2,2 % weniger als 2007, und landete 

auf dem vierten Platz (URL 46). Mit diesem Ergebnis gewann sie 29 Sitze im Nationalrat. 

Die Schweizerische Volkspartei belegte mit 26,6 % den ersten Platz, das sind 2,4 % 

weniger als 2007, und gewann damit 54 Sitze (URL 46). Die Sozialdemokratische Partei 

der Schweiz belegte mit 18,7 % den zweiten Platz, 0,9 % weniger als 2007, und gewann 

46 Sitze (URL 46). Die FDP.Die Liberalen gewannen 15,8 %, das sind 2,5 % weniger als 

bei der letzten Wahl (URL 46). Mit diesem Ergebnis belegten sie den dritten Platz und 

gewannen 30 Sitze. Den fünften Platz belegten die Grünen mit 8,4 %, die 1,2 % verloren 

und 12 Sitze gewannen (URL 46). Den sechsten Platz belegte mit 5,4 % die Bürgerlich-

Demokratische Partei, die erstmals an der Nationalratswahl teilnahm und mit ihrem 

Ergebnis 9 Sitze gewann (URL 46). Den siebten Platz belegte die Grünliberale Partei mit 
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dem gleichen Ergebnis wie die BDP mit 5,4 %, also 4 % mehr, und gewann 9 Sitze (URL 

46). Die Evangelische Volkspartei belegte mit 2 % den letzten Platz und gewann 2 Sitze 

(URL46). 
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Abb. 7: Ergebnisse der Nationalratswahl 2011 (Quelle: eigene Arbeit) 

Was das Wahlergebnis der CVP betrifft, so gehörte das Wahlergebnis 2011 zu den 

schlechtesten Ergebnissen seit Einführung der Proporzwahlen im Jahr 1919. Trotz allem 

behielt die Partei eine starke Vertretung im Ständerat, wo sie 13 von zuvor 15 Mandaten 

gewann (URL 46). Ein möglicher Grund für dieses Ergebnis der CVP bei den 

Parlamentswahlen ist der Wechsel des Rorschacher Bürgermeisters Thomas Müller von 

der CVP zur rivalisierenden Schweizerischen Volkspartei. Laut der „Neuen Zürcher 

Zeitung" (NZZ) war der Grund für seinen Austritt aus der CVP und den Eintritt in die SVP 

seine Ablehnung der Politik der CVP, die die Senkung von Steuern und Abgaben gegen 

ausländischen Druck nicht förderte (URL 47). Die Zürcher Zeitung weiter berichtet, dass 

dies nicht der erste Fall in der CVP sei, denn 2008 sei die Kantonsrätin in Sankt Gallen, 

Barbara Keller-Inhelder, aus der Partei ausgetreten und nach ihrer Wahl zur SVP 

gewechselt (URL47). 
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6.2 Wahlergebnisse der CVP im Jahr 2015 

Die Nationalratswahl fand am 18. Oktober 2015 statt. In dieser Zeit erlebt die CVP, die 

eine lange Tradition in der politischen Szene der Schweiz hat, immer noch einen Trend 

sinkender Popularität in der Bevölkerung, der sich nicht nur bei den vorherigen Wahlen, 

sondern auch bei der Wahl 2015 zeigte. Dafür gibt es mehrere Gründe, nämlich ein 

Programm, das die junge Bevölkerung nicht anspricht, aber auch die abnehmende Zahl 

der Menschen, die sich den christlichen Kirchen anschließen oder sich mit ihr verbunden 

fühlen. 

Im Herbst 2014 versuchte der Parteivorsitzende Christophe Darbellay für die 

darauffolgende Nationalratswahl, die Kandidatenlisten mit der FDP zusammenzulegen, 

mit dem Ziel, einen besseren Wahlgewinn zu erzielen, der den allmählichen Niedergang 

der CVP abwenden könnte (URL 48). Laut „Schweizer Radio und Fernsehen" lehnte FDP-

Parteivorsitzender Philipp Müller eine enge Zusammenarbeit mit der CVP ab, die er als 

machthungrige Partei bezeichnete, und sagte, er wolle mit allen bürgerlichen Parteien 

in Kontakt bleiben (URL 48). 

Laut „WOZ Die Wochenzeitung", die vor der Wahl die Wahlprognose 2015 

veröffentlichte, ist es angesichts der politischen Vielfalt der Kantone schwierig, den 

möglichen zukünftigen Gewinn aller politischen Parteien abzuschätzen (URL 49). Laut 

Prognose könnte die CVP bei der Wahl 31 Sitze gewinnen, und zwar mit Erfolgen in 

Kantonen wie Luzern, Sankt Gallen, Aargau, Thurgau, Uri und Wallis, aber auch 

möglichen Verlusten in Kantonen wie Basel, Freiburg, Solothurn, Tessin und Zürich. 

Dennoch wurde mit einem Zugewinn von 54 Mandaten erneut ein Sieg der SVP erwartet, 

die auch bei der Wahl 2011 siegte (URL 49). 

Bei der Wahl gewann die CVP 11,6 %, das sind 0,7 % weniger als 2011 (URL 50). Mit 

diesem Ergebnis gewann sie 28 Sitze, obwohl in der Prognose ein höherer Wahlgewinn 

erwartet wurde. Die SVP belegte erneut den ersten Platz mit einem Ergebnis von 29,4 

%, das sind 2,8 % mehr als bei der vorherigen Wahl, und gewann 65 Sitze (URL 50). Den 

zweiten Platz belegte die SP mit 18,8 %, das sind 0,1 % mehr, und gewann 43 Sitze (URL 

50). Den dritten Platz belegte die FDP mit 16,4 % den dritten Platz, also 1,4 % mehr, und 
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gewann 33 Sitze (URL 50). Die Grünen sanken bei dieser Wahl von 8,4 % auf 7,1 %, 

konnten aber 11 Sitze gewinnen (URL 50). Auch kleine Parteien konnten in den 

Nationalrat einziehen, nämlich die GLP, die 4,6 % und 7 Sitze gewann, der Wahlverlust 

beträgt jedoch 0,8 %. Die BDP folgt mit 4,1 %, was 7 Sitzen entspricht (URL 50). Dann 

EVP mit 1,9 % und 2 Sitzen (URL 50). 
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Abb. 8: Ergebnisse der Nationalratswahl 2015 (Quelle: eigene Arbeit) 

6.3 Wahlergebnisse der CVP im Jahr 2019 

Die Nationalratswahl fand am 20. Oktober 2019 statt. Bei dieser Wahl kandidierte die 

Christlichdemokratische Volkspartei unter der Führung von Gerhard Pfister, der 2016 

zum Parteipräsidenten gewählt wurde, zum letzten Mal als eigenständige Partei, deren 

Gründung bis ins Jahr 1912 zurückreicht, in den Nationalrat. Am 1. Januar 2021 erfolgte 

der Zusammenschluss mit der Bürgerlich-Demokratischen Partei, um höhere 

Wahlgewinne zu erzielen. 

Die CVP hatte gehofft, bei dieser Wahl eine breitere Bevölkerung anzusprechen, aber es 

wurde prognostiziert, dass sie weniger als 10 % gewinnen würde, was den 

folgenreichsten Rückgang seit 40 Jahren bedeuten würde (URL 51). Das Bemühen der 

Partei im Wahlkampf bestand darin, die Bürger mit jungen Kandidaten zu überzeugen, 

einschließlich eines höheren Frauenanteils, die die jüngere Generation ansprechen 
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könnten (URL 51). Laut „Watson.ch" war einer der Gründe für den allmählichen 

Niedergang der CVP ihre Kommunikation mit einer Gesellschaft, die ihre Einstellungen, 

aber auch die Erfolge nicht zum Ausdruck bringen konnte (URL 51). Der Erfolg der Partei 

bestand beispielsweise darin, dass sie im Parlament einen Vorschlag für einen 

zweiwöchigen Vaterschaftsurlaub durchsetzte, der dann von der Mehrheit der 

Abgeordneten angenommen wurde (URL 51). 

Laut der „Aargauer Zeitung" besteht das Ziel von Gerhard Pfister, der die Prognose einer 

Schwächung der CVP bei den nächsten Wahlen kennt, darin, die Dominanz der CVP im 

Ständerat zu halten und ihre Zahl der Mandate im Nationalrat zu erhöhen (URL 52). 

Außerdem bezeichnet Gerhard Pfister laut der Aargauer Zeitung zudem die Umfragen 

als unzuverlässig und unterscheidet sie von Wahlen, deren Ergebnisse dann nicht mit 

den Schätzungen übereinstimmen (URL 52). Zudem identifizierte der Parteivorsitzende 

die CVP als die einzige Partei, die sich mit Gesundheitspolitik und anderen 

gesellschaftlichen Themen beschäftige, und glaube deshalb an einen Wahlerfolg (URL 

52). 

Was die Europäische Union betrifft, plädierte die CVP für eine Stärkung der 

Handelsbeziehungen, die trotz der Neutralität der Schweiz im Interesse des Landes 

liegen (URL 53). Weitere Ziele der CVP waren die Klimastrategie, die darauf abzielte, C02 

in der Luft zu reduzieren (URL 53). Obwohl die CVP eine christliche Partei ist, versuchte 

sie, sich mit Themen zu befassen, die in der Gesellschaft aktuell waren, darunter soziale 

und wirtschaftliche Probleme, die auch die junge Generation beschäftigen. Im Rahmen 

der Kampagne versuchte die CVP, im Online-Umfeld, wo es die meisten Menschen aller 

Altersgruppen gibt, die Chance auf eine höhere Wählerzahl zu erhöhen. 

Bei der Wahl erreichte die CVP 11,4 %, das sind 0,2 % weniger als bei der vorherigen 

Wahl 2015, und gewann 25 Sitze (URL 54). Mit diesem Ergebnis belegte die CVP erstmals 

den fünften Platz, als sie von den Grünen abgelöst wurde, die mit 13,2 % der 

Stimmberechtigten einen Zuwachs von 6,1 % erhielten (URL 54). Die Reihenfolge der 

Wahlsieger ist wieder dieselbe, an erster Stelle steht traditionell die SVP, die von 29,4 % 

auf 25,6 % zurückfiel, aber mit 53 die ehrenvollste Vertretung im Nationalrat erhielt (URL 
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54). Dahinter folgt die SP mit 16,8 %, also 2,0 % weniger, die 39 Sitze gewann (URL 54). 

Den dritten Platz belegte die FDP mit 15,1 %, einem Rückgang um 1,3 % und gewann 29 

Sitze (URL 54). Auch die GLP verzeichnete bei der Wahl einen deutlichen Zuwachs von 

4,6 % auf 7,8 %, wodurch sie die Zahl der Mandate auf 16 steigern konnte (URL 54). Die 

BDP gewann 2,5 % und drei Sitze, gefolgt von der EVP mit 2,1 % und drei Sitzen (URL 54). 

EDU belegte mit 1 % den letzten Platz und sicherte sich nur einen Sitz (URL 54). 
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Abb. 9: Ergebnisse der Nationalratswahl 2019 (Quelle: eigene Arbeit) 
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7 Auszug aus den Wahlprogrammen der Parteien in den Jahren 2011 - 2021 

7.1 Migration 

7.1.1 CDU/CSU 

Migration war und ist in Deutschland ein sehr spannungsreiches Thema im Hinblick auf 

die unterschiedlichen Einstellungen der Bürger zu diesem Problem, das in Deutschland 

etwa im Jahr 2014 begann, dessen Intensität jedoch erst im darauffolgenden Jahr 

zunahm. Es war nicht nur ein Problem Deutschlands, sondern aller Länder Europas, die 

unter dem Druck von Migranten standen, und zwei von ihnen, nämlich Deutschland und 

Schweden, die über ein großzügiges Sozialsystem verfügten, waren ihr Ziel. Diese 

Herausforderung für Deutschland wirkte sich nicht nur auf die Gesellschaft aus, sondern 

prägte auch die politische Szene stark, was sich in den Wahlen in Deutschland sowie in 

Österreich und der Schweiz zeigte. Während die CDU/CSU vor der Wahl starke 

Wahlgewinne verzeichnete, kam es 2017 bereits zu spürbaren Wählerverlusten und 

einem Übergang zu Oppositionsparteien wie der Alternative für Deutschland. 

Das Thema Migration war auch Teil der Wahlprogramme der CDU/CSU, die überwiegend 

die offene bzw. liberale Politik der Regierung von Bundeskanzlerin Angela Merkel 

unterstützten. In dieser Position unterschied sie sich jedoch von der ÖVP in Österreich 

und der CVP in der Schweiz, die den Schutz der Außengrenzen der Europäischen Union 

und eine Verschärfung der Migrationspolitik forderten. 

Alle drei CDU/CSU-Wahlprogramme, die über einen Zeitraum von zehn Jahren 

veröffentlicht wurden, propagieren eine multikulturelle Politik, die Teil der Identität der 

deutschen Gesellschaft ist. Flüchtlinge und Migranten, die nach Deutschland kommen, 

können neues Wissen, Innovationen, Traditionen und Erfahrungen mitbringen, die zur 

Entwicklung Deutschlands beitragen können (URL 55, S. 49). Dennoch unterscheidet sich 

das Wahlprogramm 2017 vom vorherigen Wahlprogramm darin, dass die CDU/CSU 

bereit ist, die Migrationspolitik zu verschärfen und alle Personen, die keinen Anspruch 

auf Schutz haben, in ihr Mutterland zurückzuschicken. Ziel ist es, Gelder in mehreren 
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Bereichen in den Ländern zu investieren, aus denen die meisten Migranten nach Europa 

kommen (URL 56). 

Der Konsens aller Wahlprogramme liegt in der Integration ankommender Migranten 

nicht nur aus Afrika, sondern auch aus anderen Ländern der Welt in die deutsche 

Gesellschaft. Nach Ansicht der CDU/CSU ist es notwendig, Informationsdienste 

bereitzustellen, über die sie in den Arbeitsmarkt integriert werden könnten. 

7.1.2 ÖVP 

Das Thema Migration einschließlich Integration wird in der ÖVP und in Österreich nicht 

so offen angenommen wie in Deutschland unter der Führung der CDU/CSU, die eine 

multikulturelle Politik propagierte und Migration als Teil der deutschen Gesellschaft in 

ihren Wahl- oder Regierungsprogrammen betonte. Die ÖVP als Partei unterstützt die 

Flüchtlingshilfe, allerdings nur in ihren Herkunftsländern, also Investitionen in lokale 

Infrastruktur, Bildung, Gesundheitsversorgung und andere Bereiche, die zur Linderung 

der Migrationskrise beitragen würden. 

In allen drei Wahlprogrammen bzw. Regierungsprogrammen, die sich in vielen Themen 

nicht voneinander unterscheiden, wird die Integration in die österreichische 

Gesellschaft gefördert. Laut dem Wahlprogramm 2013 werden verpflichtende 

Deutschkenntnisse vor dem Schuleintritt, ein verpflichtendes zweites Kindergartenjahr 

für Personen ohne Grundkenntnisse der deutschen Sprache sowie die verpflichtende 

Teilnahme am Ethikunterricht bei Abwesenheit vom Religionsunterricht gefördert (URL 

57, S. 59). 

Die Österreichische Volkspartei betont, dass Österreich allen Menschen, die es 

brauchen, Zuflucht bieten kann, aber nur auf der Grundlage vorgegebener Regeln, die 

alle Menschen akzeptieren müssen, damit die Gesellschaft friedlich funktionieren und 

in gegenseitigem Frieden leben kann (URL 57, S. 59). Darüber hinaus ist es notwendig, 

Gewalt zu vermeiden und die Grundprinzipien der Menschenrechte und Freiheit 

einzufordern. 

Das Wahlprogramm 2017 der ÖVP befürwortet eine strengere Politik gegenüber dem 

Wahlprogramm 2013, als die Migrationskrise noch nicht so intensiv war wie in den 
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späteren Jahren. Das Ziel der ÖVP ist der Schutz der Außengrenzen der Europäischen 

Union, sodann die Neuordnung des bislang wirkungslosen Asylsystems (URL 58, S. 24). 

Wie in Deutschland und der Schweiz will die ÖVP den Menschenschmuggel über das 

Mittelmeer verhindern, wo bei Unfällen häufig Passagiere ums Leben kommen. 

Inhaltlich unterscheidet sich das Wahlprogramm 2019 nicht wesentlich vom Programm 

2017. Die ÖVP wirbt erneut in ihrem Programm für die Bekämpfung von Migration, 

Menschenschmuggel, den Schutz der Außengrenzen und die Minimierung der 

Motivation von Migranten, sich mit einer Vision auf eine gefährliche Reise zu begeben 

eines besseren Lebens (URL 59). Zum Inhalt des Programms gehört die Möglichkeit, 

hochqualifizierten Personen Asyl zu gewähren, die auf dem Gebiet der Kunst, 

Wissenschaft oder Wirtschaft zur Entwicklung Österreichs beitragen können (URL 59). 

7.1.3 CVP 

Die Schweizerische Eidgenossenschaft war und ist weiterhin mit einer hohen Zahl an 

ankommenden Migranten konfrontiert, insbesondere aus Afrika und dem Nahen Osten, 

wo bewaffnete Konflikte und ein schlechter Lebensstandard vorherrschen. Obwohl die 

Schweiz kein Mitglied der Europäischen Union ist, funktioniert ihre Migrationspolitik 

nach Angaben des Staatssekretariats für Migration in Abstimmung mit der Europäischen 

Union, wie auf der offiziellen Website angegeben ist (URL 60). 

Im Wahlkampf 2015 plädierte die CVP für den Einsatz der Armee zum Schutz der 

Landesgrenzen, um die Migrationswelle in die Schweiz besser kontrollieren zu können 

(URL 61). Sie forderte außerdem, dass asylsuchende Migranten keine Gelder, sondern 

nur Gutscheine erhalten und man es ihnen verbieten sollte, Gelder in ihre Heimatländer 

zu schicken (URL 61). Dieses strenge Migrationssystem sollte dazu beitragen, Migranten 

davon abzuhalten, in die Schweiz zu kommen. 

Laut „Schweizerische Flüchtlingshilfe" ist die CVP diejenige Partei, die vor den 

Nationalratswahlen 2019 eine kontrollierte Asylpolitik fordert, damit die Schweiz kein 

attraktives Ziel für Migranten ist, die von einem besseren Leben träumen (URL 62). Laut 

CVP soll die Schweiz im Bereich der gerechten Umverteilung von Flüchtlingen in der 

Migrationspolitik mit der Europäischen Union zusammenarbeiten und mit Hilfe von 
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Frontex auch die Rückkehr von Migranten sicherstellen, die kein Asylrecht erhalten 

haben (URL 62). 

Die CVP setzt sich ebenso wie die ÖVP und die CDU/CSU dafür ein, dass zugelassene 

Migranten schnellstmöglich in die Gesellschaft integriert werden und ihnen 

Arbeitsplätze sichern, insbesondere in Gebieten mit hohem Arbeitskräftemangel. 

Derselbe Mechanismus sollte auf vorübergehend aufgenommene Migranten 

angewendet werden, um sie in den Arbeitsmarkt zu integrieren. 

7.2 Gleichgeschlechtliche Ehe 

7.2.1 CDU/CSU 

Die Ehe für alle ist ein Thema, bei dem sich die meisten deutschen Parteien nicht einig 

sind. Laut „ZEIT ONLINE" verurteilt die Union im Wahlprogramm 2017 die 

Diskriminierung gleichgeschlechtlicher Paare, beim Thema „Ehe für alle" hält sie sich 

jedoch zurück und will sich in ihrem Programm nicht klar zu diesem Thema bekennen 

(URL 63). Angesichts der liberalen Positionen anderer starker Parteien wie der Grünen, 

der FDP oder der SPD, die die gleichgeschlechtliche Ehe fördern, war die Ehe für alle eine 

politische Herausforderung für die Union, wenn sie einen Koalitionsvertrag abschließen 

wollte. 

Es ist meines Erachtens in Hinblick auf die neutrale Position der Union also dergestalt, 

dass die Wahlprogramme keine klare Position zur Ehe für alle beinhalten und im 

Gegenteil die Gleichstellung aller Menschen unabhängig von Herkunft, Rasse, Religion 

oder sexueller Orientierung fordern. Laut Regierungsprogramm 2013 wird nur der 

Kampf gegen Diskriminierung gefordert und darin heißt es, dass auch andere Formen 

der Partnerschaft Werte beinhalten, die für die Gesellschaft in Deutschland wichtig sind 

(URL 55, S. 38). 

Trotz der Haltung der Union zur Ehe für alle kam es am 30. Mai 2017 zu einer 

Abstimmung im Bundestag, bei der sich 395 von insgesamt 598 Stimmen für das Gesetz 

zur Eheschließung gleichgeschlechtlicher Paare aussprachen (URL 64). 75 Abgeordnete 

der CDU/CSU stimmten für die Zustimmung, 226 Abgeordnete, darunter auch 

Bundeskanzlerin Angela Merkel, stimmten hingegen gegen das Gesetz (URL 64). 
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Seit dem 1. Oktober 2017 ist die gleichgeschlechtliche Ehe in Deutschland legal. 

7.2.2 ÖVP 

Auch in der österreichischen Politik war die gleichgeschlechtliche Ehe ein viel 

diskutiertes Thema, über das es bis 2019 keinen Konsens gab. Die ÖVP geht in ihren 

Wahlprogrammen nicht auf dieses Thema ein und es wird nur in 

Regierungsprogrammen inhaltlich erwähnt, in denen der Kampf gegen Diskriminierung 

gefördert wird. In der Vergangenheit gab es Diskussionen über die Ehe zwischen 

gleichgeschlechtlichen Paaren, wobei sich die ÖVP im Hinblick auf die traditionellen 

Werte, auf denen die Partei gegründet war, sehr abweisend und konservativ verhielt. 

Im Wahlkampf 2017 vertrat die ÖVP eine ablehnende Haltung zur gleichgeschlechtlichen 

Ehe, für die sie auch nach der Wahl, als die ÖVP bereits unter der Führung von 

Bundeskanzler Sebastian Kurz Regierungspartei war, von anderen Parteien häufig 

kritisiert wurde (URL 65). Nach Ansicht der Oppositionsparteien, die zu diesem Thema 

eine andere Position vertraten, machte die ÖVP in Koalition mit der FPÖ die 

Liberalisierung und Entwicklung Österreichs hin zu einer modernen und offenen 

Gesellschaft unmöglich. 

Seit 1. Januar 2019 sind gleichgeschlechtliche Ehen in Österreich auf Grundlage der 

Entscheidung des Verfassungsgerichts in Wien erlaubt, zu der die ÖVP laut „Der 

Standard" erklärte, dass die Entscheidung des Obersten Gerichtshofs unabhängig von 

den Positionen der politischen Parteien zu respektieren sei (URL 66). 

7.2.3 CVP 

Die gleichgeschlechtliche Ehe war in der Schweiz ebenso ein umstrittenes Thema wie in 

Deutschland und Österreich. Die CVP als christliche Partei war gegen die Ehe für alle, 

was auf die traditionellen Werte zurückzuführen ist auf deren Basis die Partei gegründet 

wurde und die nur die Ehe zwischen einer Frau und einem Mann als Ehe erachten. 

Laut „Blick" gab es in der CVP keine Einigung darüber, ob die Ehe für 

gleichgeschlechtliche Paare zugelassen werden soll oder nicht (URL 67). Der Tessiner 

Kantonsrat und CVP-Abgeordnete Marco Romano lehnt die Ehe mit der Begründung ab, 

dass die Ehe zwischen Frau und Mann kulturell und historisch in der Gesellschaft 
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verankert sei (URL 67). Weiter berichtet Blick, dass sich die CVP nie mit diesem Thema 

befasst habe und die Partei den Standpunkt vertreten habe, es handele sich um eine 

Privatsache und nicht um ihr Hauptanliegen (URL 67). 

Was die aktuellen Positionen von Die Mitte betrifft, so fördert sie die Ehe und die Rechte 

homosexueller Paare auf gleicher Ebene wie heterosexuelle Paare (URL 68). Paare in der 

Schweiz sollen frei entscheiden können, in welcher Art von Partnerschaft sie leben 

möchten (URL 68). Die Mitte vertritt außerdem die Meinung, dass sich der Staat nicht in 

private Angelegenheiten einmischen dürfe (URL 68). 

Seit dem 1. Januar 2022 ist die gleichgeschlechtliche Ehe in der Schweiz legal. 

7.3 Bildung 

7.3.1 CDU/CSU 

Bildung ist ein sehr wichtiges Thema im Hinblick auf die Bildung der Jugend, die in der 

modernen Welt aufwächst, in der sich Technologie, künstliche Intelligenz und 

Digitalisierung weiterentwickeln. Aus diesem Grund widmet die CDU/CSU diesem 

Thema gebührende Aufmerksamkeit und fordert die Modernisierung der Bildung in 

allen Programmen und Satzungen. Ein weiterer Teil der Bildung ist die Forschung, die 

sowohl von der CDU/CSU als auch von der Europäischen Union gefördert wird. 

Im Bildungsbereich plädiert die CDU/CSU in ihrem Wahlprogramm 2017 dafür, dass es 

wichtig sei, das Schulwesen in der Zuständigkeit der Länder zu belassen und nicht in 

diese einzugreifen (URL 69). Die CDU/CSU wollte sich außerdem für die Schaffung eines 

neuen Amtes im Kanzleramt einsetzen, nämlich des Ministers für Digitalpolitik (URL 69). 

Dieses Büro sollte dazu beitragen, die Digitalisierung der Bildung und den Ausbau zu 

unterstützen, einschließlich der Beschleunigung des Internets in allen Teilen 

Deutschlands. 

In der deutschen Politik gab es in der Vergangenheit Debatten über die Abschaffung der 

Sekundarstufe I und deren Ersetzung durch eine Einheitsschule nach dem Vorbild der 

meisten europäischen Länder (URL 70). Bereits vor der Wahl 2013 trat die CDU/CSU für 

den Erhalt des bestehenden Systems ein und forderte im Gegenteil einen 
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gleichberechtigten Zugang zu Bildung und Sprachförderung für Kinder aus 

Einwandererfamilien (URL 70). 

Das Wahlprogramm von 2021 unterscheidet sich nicht von den bisherigen 

Wahlprogrammen und fordert lediglich die langjährigen Positionen der CDU/CSU, 

nämlich die Förderung der Forschung, verstärkte Investitionen in Bildung, 

Digitalisierung, Förderung von Sprachen und gleichberechtigten Zugang zu Bildung. 

7.3.2 ÖVP 

Bildung ist für die ÖVP, aber auch für andere christliche Parteien in Deutschland und der 

Schweiz ein wichtiges Thema, sowohl in Wahlprogrammen als auch in der 

österreichischen Politik. Die ÖVP ist eine Partei, die sich auch für Digitalisierung, 

Forschungsförderung, Investitionen in Bildung und Sprachkompetenz einsetzt. Aus 

diesem Grund greift die ÖVP dieses Thema auch in ihren Wahlprogrammen auf. 

Laut „VI EN NA. AT" forderte die ÖVP in ihrem Wahlprogramm 2017 Deutschkenntnisse 

vor dem Schuleintritt, und wenn dieses Kriterium nicht erfüllt sei, sollten Kinder in 

spezielle Sprachklassen versetzt werden, in denen Deutsch unterrichtet würde (URL 71). 

Dieses Kriterium wurde nicht nur von der ÖVP, sondern auch von der FPÖ vor der 

Nationalratswahl propagiert. „VIENNA.AT" führt weiter aus, dass sich die ÖVP in ihrem 

Wahlprogramm für eine stärkere Einbindung integrierter Lehrkräfte mit 

Migrationshintergrund in die Bildung, eine stärkere Förderung benachteiligter Kinder, 

Ethikunterricht für Schüler, die keinen Religionsunterricht besuchen, und dann auch für 

Finanzkompetenz ausgesprochen habe (URL 71). Der Grund liegt vor allem in der 

deutlichen Zunahme von Schülern an Schulen, deren Deutsch nicht ihre Muttersprache 

ist und die diese Sprache oft nicht beherrschen. Am deutlichsten zeigt es sich in der 

Hauptstadt Wien und anderen Großstädten. 

Was die Einführung der Finanzkompetenz betrifft, so bestand der Inhalt des Unterrichts 

darin, den Kindern beizubringen, wie sie mit der Haushaltskasse erfolgreich umgehen 

können, damit die neue österreichische Generation in Zukunft nicht in die Schuldenfalle 

tappt. 
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7.3.3 CVP 

Die Schweiz ist ein Land, das in den Bereichen Forschung, Technologie, Digitalisierung 

und anderen wissenschaftlichen Bereichen weltweit zu den Spitzenreitern zählt. Aus 

diesem Grund sind Absolventen von Schweizer Universitäten sowohl auf dem Schweizer 

Arbeitsmarkt als auch international gefragt. Deshalb wird das Bildungssystem von der 

Regierung und den politischen Parteien, darunter auch der CVP, unterstützt. 

Die Christlichdemokratische Partei plädierte im Positionspapier 2017 dafür, dass Bildung 

und Ausbildung im Einklang mit den Kantonen erfolgen und die Gefahr einer 

Einmischung von Verwaltung und Politik in diesem Bereich vermieden wird. Sie trat auch 

für den Erhalt des Systems ein, also für die Autonomie der Schulen und die Freiheit der 

Lehrmethoden (URL 72, S. 3). Dies war eine ähnliche Position der CVP wie der CSU/CDU, 

die sich ebenfalls für den Erhalt des Systems einsetzte, in dem Bildung in die 

Zuständigkeit der Bundesländer fallen. Darüber hinaus hält die CVP in ihrem 

Positionspapier fest, dass Disziplinen, die unter Absolventenmangel leiden, wie 

Mathematik, Technik, Naturwissenschaften und Informatik, unter anderem durch 

höhere Investitionen, Modernisierung der Lehre und die Bereitstellung geeigneter 

Lehrangebote unterstützt werden müssen Lernhilfen (URL 72, S. 6). 

Wie für andere christliche Parteien sind auch Sprachkenntnisse ein wichtiges Thema, das 

gefördert werden sollte. Die CDU/CSU und ÖVP die Kenntnisse der Weltsprachen 

fördern, fördert die CVP vor allem die Kenntnisse der Landessprachen der Schweiz, zu 

denen Deutsch, Italienisch, Rätoromanisch und Französisch gehören. Laut CVP sollte die 

Sprachförderung in Form alternierender Landessprachen im Unterricht erfolgen und es 

sollten Sprachkurse angeboten werden (URL 72, S. 8). 

7.4 Einstellungen gegenüber Russland 

7.4.1 CDU/CSU 

Russland war seit vielen Jahren ein wichtiger Handelspartner Deutschlands bei der 

Versorgung mit fossilen Brennstoffen, die für das Funktionieren der Volkswirtschaft von 

großer Bedeutung sind. Als christliche Partei förderte die CDU/CSU eine Politik der 

Stärkung dieser Handelsbeziehungen, was sich in gemeinsamen Projekten wie Nord 
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Stream widerspiegelt. Aus diesem Grund war die Außenpolitik Teil des Wahl- und 

Regierungsprogramms. 

Das CDU/CSU-Wahlprogramm 2017 forderte eine Verschärfung der Außenpolitik 

gegenüber Russland als Reaktion auf die russische Besetzung der Halbinsel Krim im Jahr 

2014 vor, doch Angela Merkels Bemühen bestand darin, den bestehenden Russland-

NATO-Rat nicht zu stören (URL 68). Der NATO-Russland-Rat war innerhalb der 

Kommunikationskanäle wichtig, um trotz der vom Westen gegen Russland verhängten 

Sanktionen zum Abbau der Spannungen in Europa beizutragen. Der bayerische 

Ministerpräsident Horst Seehofer von der CSU plädierte deshalb für eine baldige 

Aufhebung der Sanktionen, die seiner Meinung nach der Volkswirtschaft schadeten (URL 

73). 

Was das Wahlprogramm 2021 betrifft, so fordert es die Schaffung eines Bündnisses 

demokratischer Staaten, die gemeinsam autoritären Regimen wie Russland oder China 

gegenüberstehen würden (URL 73). Die Regierung von Angela Merkel war sowohl bei 

Oppositionsparteien als auch bei anderen EU-Staaten für ihre Politik der Annäherung an 

Russland bekannt und wurde dafür kritisiert, Deutschland völlig abhängig von fossilen 

Brennstoffen zu machen. Daher müsse Deutschland nach Ansicht der CDU/CSU als 

wirtschaftsstärkster Staat Europas die Außen- und Sicherheitspolitik übernehmen und 

im Kanzleramt ein Nationaler Sicherheitsrat eingerichtet werden, der sich mit dieser 

Problematik befassen solle (URL 73). 

Die CDU/CSU erklärte in ihrem Wahlprogramm 2021, dass Russland ein Land ist, das die 

Grundsätze des Völkerrechts nicht respektiert und nicht davor zurückschreckt, 

militärische Gewalt zur Durchsetzung seiner Interessen einzusetzen (URL 74). Im 

Interesse Europas und Deutschlands ist es notwendig, den Konflikt in der Ostukraine zu 

lösen und die Rückgabe der Halbinsel Krim an den ukrainischen Staat sicherzustellen 

(URL 74). Die Gründe für die Besetzung der Krim durch Russland sind noch umstritten. 

Viele Experten vertreten die These, dass Russland die Krim aus strategischen Gründen 

besetzte, aber auch aus Gründen, weil es in ukrainischen Gewässern wertvolle 

Vorkommen an fossilen Brennstoffen gebe. Das laxe Vorgehen Deutschlands unter der 
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Führung von Angela Merkel und anderen Ländern dürfte zum Wachstum der 

Machtambitionen Russlands in der Zukunft beigetragen haben. 

7.4.2 ÖVP 

Das Thema Russland war nicht das Hauptthema des Wahlprogramms 2013 der ÖVP, 

auch nicht der CDU/CSU in Deutschland oder der CVP in der Schweiz. Bis 2014 waren die 

Beziehungen zwischen Russland und der Europäischen Union, einschließlich der NATO, 

deutlich über dem Standard. Erst nach 2014, als die Halbinsel Krim besetzt wurde, kam 

es zu einer angespannten Lage und das Thema Russland tauchte in den 

Wahlprogrammen der ÖVP auf, die zu den Kritikern der gegen Russland verhängten 

Sanktionen zählte. 

Österreichs Umgang mit Russland lässt sich mit dem Rest Europas vergleichen, das auf 

aus Russland importierte, fossile Brennstoffe angewiesen war. Die Beziehungen 

zwischen Russland und Österreich waren sehr freundschaftlich, was sich in den 

zahlreichen Besuchen russischer Vertreter in Österreich widerspiegelte, darunter auch 

die Teilnahme von Präsident Wladimir Putins an der Hochzeit der damaligen 

Außenministerin Karin Kneissl im Jahr 2018. 

Das Wahlprogramm 2017 plädierte für die Einhaltung der Minsker Vereinbarungen von 

2015, die darauf abzielten, die Lage in der Ostukraine zu beruhigen, wo es zu 

bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen der ukrainischen Armee und 

prorussischen Separatisten kam (URL 75, S. 6). Die ÖVP forderte in ihrem 

Wahlprogramm auch die Aufhebung der Wirtschaftssanktionen gegen Russland (URL 75, 

S. 6). Im Laufe der Zeit zeigte sich, dass die Sanktionen nicht nur negative Auswirkungen 

auf Russland, sondern auch auf die Europäische Union haben. Aus diesem Grund war es 

das Ziel der ÖVP, die Sanktionen aufzuheben und so zur Stärkung der Volkswirtschaft 

beizutragen. 

Im Wahlprogramm 2019, bekannt als „100 Projekte", kommt das Thema Russland gar 

nicht erst vor. Dennoch kam es 2018 zu einem deutlichen Abbruch der Beziehungen, als 

die österreichischen Geheimdienste einen Bundesheer-Oberst festnahmen, der seit den 
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1990er Jahren gegen Geld Informationen über den Zustand der österreichischen Armee 

an die russische Seite weitergegeben hatte. 

7.4.3 CVP 

Die Beziehungen zwischen der Schweiz und Russland entwickelten sich hinsichtlich der 

staatlichen Neutralität in eine andere Richtung. Die Schweiz hat sich in den letzten 

Jahren nicht mit anderen westlichen Ländern zusammengetan und Sanktionen gegen 

Russland verhängt. Als neutraler Staat bot es somit vielen russischen Oligarchen 

Zuflucht, die hier mehrere Bankkonten einschließlich Immobilien besaßen. Deshalb 

wurde die Schweiz von mehreren westlichen Ländern wegen ihrer liberalen Politik 

gegenüber Russland kritisiert. 

Was die Wahlprogramme der Christlich Demokratischen Partei betrifft, so war das 

Thema Russland weder 2011 noch 2015 und 2019, als die Parlamentswahlen 

stattfanden, inhaltlich enthalten. Dennoch gehörte die CVP zu den Kritikern der gegen 

Russland verhängten Sanktionen und forderte Zurückhaltung der Schweiz. CVP-

Außenpolitikerin Elisabeth Schneider-Schneiter plädierte 2018 für Schweizer Neutralität 

im Streit und die Wiederaufnahme eines umfassenden Dialogs mit Moskau (URL 76). 
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Schlusswort 

Im theoretischen Teil habe ich mich mit der Charakteristik christlicher Parteien in drei 

deutschsprachigen Ländern beschäftigt, nämlich in der Schweiz, Deutschland und 

Österreich. Ich habe etwas über die Geschichte der christlichen Parteien erfahren, die 

eine sehr wichtige Rolle in der Entwicklung der genannten Länder gespielt haben, und 

gleichzeitig erfahren, dass es in der Schweiz im letzten Jahrzehnt einen starken Rückgang 

der CVP gab, der auf schlechte Werbung unter jungen Wählern zurückzuführen ist. Die 

CDU/CSU hat das gleiche Problem, aber die ÖVP bleibt bei jungen Wählern beliebt, was 

nicht nur an den ansprechenden Kampagnen liegt, sondern auch an jungen Kandidaten, 

darunter Sebastian Kurz, der mit 31 Jahren der jüngste Kanzler Österreichs wurde. 

Der praktische Teil der Bachelorarbeit befasst sich mit der Analyse christlicher Parteien, 

und zwar im Bereich Wahlen, ihrer Ergebnisse, der Vertretung in den Unterhäusern der 

Parlamente und in weiterer Folge der Wahlprogramme. Angesichts des Mangels an 

Literatur, den ich in dieser Arbeit mehrfach erwähnte, einschließlich der fehlenden 

Internetquellen, die im Laufe der Jahre gelöscht wurden, war ich in vielerlei Hinsicht 

stark eingeschränkt. Allerdings erfuhr ich, dass alle drei christlichen Parteien in ihren 

Aspekten größtenteils die gleichen haben, mit Ausnahme von Wahlergebnissen und 

Themen wie Migration oder Zugang zu Russland. 

Was die Wahlergebnisse angeht, stellte ich einen erheblichen Wählerverlust für die 

CDU/CSU und die CVP fest, der dazu führte, dass die CVP im Jahr 2021 unterging und die 

CDU/CSU im selben Jahr in die Opposition überging, als eine neue Koalitionsregierung 

unter der Führung des Bundeskanzlers Olaf Scholz (SPD) entstand. Im Gegensatz zu 

diesen christlichen Parteien verzeichnete die ÖVP in Österreich 2017 und 2019 

überraschende Ergebnisse, die es ihr ermöglichten, die Bundesregierung anzuführen. 

Die gewählten Themen in den Wahlprogrammen aller drei Parteien unterscheiden sich 

kaum voneinander. Ich fand heraus, dass der größte Unterschied vor allem im Bereich 

der Migration zu beobachten war, wo CVP und ÖVP eine strenge Migrationspolitik mit 

dem Ziel propagierten, ankommende Migranten abzuschrecken und die Außengrenzen 

der Europäischen Union zu sichern. Im Gegensatz dazu war die CDU/CSU die einzige 
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christliche Partei, die erklärte, dass kulturelle Vielfalt zu Deutschland gehöre und 

gefördert werden müsse. Bundeskanzlerin Angela Merkel war die führende Vertreterin 

dieser offenen Politik. Viele gehen davon aus, dass das Ziel der deutschen 

Bundesregierung in einer Zeit, in der das Land mit einem deutlichen Rückgang der 

Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter konfrontiert ist, vor allem darin bestand, neue 

Arbeitskräfte zu rekrutieren. 

Vor allem die Haltung der christlichen Parteien gegenüber Russland halte ich für sehr 

negativ. Ihr laxes Vorgehen im Jahr 2014, als Russland die Halbinsel Krim gewaltsam 

eroberte, führte zu Problemen, die heute nicht nur Europa, sondern die ganze Welt 

plagen. Nach Ansicht vieler Experten ist es bereits sicher, dass die damalige laxe Haltung 

westlicher Länder, darunter Deutschland, die Schweiz und Österreich, den russischen 

Imperialismus förderte, der 2022 mit der Invasion der Ukraine seinen Höhepunkt fand. 

Auf jeden Fall lernten die christlichen Parteien bereits aus ihren Fehlern und die heutige 

Zeit zeigt, dass wir autoritären Regimen nicht nachgeben dürfen, auch wenn dies 

Auswirkungen auf unsere Volkswirtschaft haben könnte. Wichtig ist die Stärke, die in 

der Einheit freier und demokratischer Länder liegt, angeführt von den Vereinigten 

Staaten von Amerika. 

Auch in der Tschechischen Republik gibt es eine christliche Partei, die Christliche und 

Demokratische Union - Tschechoslowakische Volkspartei (KDU-ČSL), die ebenfalls auf 

christlichen Grundlagen gegründet wurde, obwohl sie im Gegensatz zur CDU/CSU oder 

der ÖVP keine sehr hohen Wählerpräferenzen hat. Dennoch hängt ihre Vertretung im 

Parlament eher vom Wahlprogramm als von christlichen Grundlagen ab, was einen 

weiteren wesentlichen Unterschied zu anderen christlichen Parteien im 

deutschsprachigen Raum darstellt, da fast die gesamte tschechische Bevölkerung 

Atheisten ist. 
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Resumé 

V teoretické části jsem se zabýval charakteristikou křesťanských stran ve třech německy 

mluvících zemích, a to ve Švýcarsku, Německu a Rakousku. Dozvěděl jsem se mnoho 

užitečných informací o historii křesťanských stran, které hrály velmi důležitou roli ve 

vývoji zmíněných zemí, a zároveň jsem se dozvěděl, že ve Švýcarsku došlo v posledním 

desetiletí k prudkému poklesu CVP, který je způsoben špatnou publicitou, kterou lze 

přičíst mladým voličům. Stejný problém má i CDU/CSU, ale ÔVP zůstává mezi mladými 

voliči oblíbená nejen kvůli dobré propagaci, ale také kvůli mladým kandidátům, včetně 

Sebastiana Kurze, který se ve svých 31 letech stal nejmladším rakouským kancléřem. 

Praktická část bakalářské práce se zabývala analýzou křesťanských stran, a to v oblasti 

voleb, jejich výsledků, zastoupení v dolních komorách parlamentu a následně volebních 

programů. Byl jsem v mnoha ohledech značně omezen vzhledem k nedostatku 

literatury, což jsem v této práci opakovaně zmiňoval včetně nedostatku internetových 

zdrojů, které byly v průběhu let vymazány. Zjistil jsem však, že všechny tři křesťanské 

strany mají do značné míry stejné aspekty kromě volebních výsledků a témat jako 

migrace nebo přístup k Rusku. 

Pokud jde o volební výsledky, zaznamenal jsem výrazný pokles voličů pro CDU/CSU a 

CVP, což vedlo k tomu, že CVP v roce 2021 zanikla v důsledku sloučení s Občanskou 

demokratickou stranou a CDU/CSU přešla do opozice v roce vzniku nové koaliční vlády 

pod vedením spolkového kancléř Olafa Scholze (SPD). Na rozdíl od těchto křesťanských 

stran zaznamenala ÔVP v Rakousku v letech 2017 a 2019 překvapivé výsledky, které jí 

umožnily vytvořit a vést spolkovou vládu. 

Témata zvolená ve volebních programech všech tří stran se od sebe značně neliší. Zjistil 

jsem, že největší rozdíl byl pozorován v oblasti migrace, kde CVP a ÔVP prosazovaly 

přísnou migrační politiku s cílem odradit přicházející migranty a zabezpečit vnější hranice 

Evropské unie. Naproti tomu CDU/CSU byla jedinou křesťanskou stranou, která 

prohlašovala, že kulturní rozmanitost je součástí Německa a je zapotřebí ji podporovat. 

Vedoucí představitelkou této otevřené politiky byla spolková kancléřka Angela 
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Merkelová. Mnozívěří, že hlavním cílem německé vlády v době, kdy země čelí prudkému 

poklesu počtu obyvatel v produktivním věku, bylo získat novou pracovní sílu. 

Za velmi negativní pokládám postoj křesťanských stran k Ruské federaci. Jejich laxní 

přístup v roce 2014, kdy Rusko násilně obsadilo Krymský poloostrov, vedlo k problémům, 

které nyní sužují nejen Evropu, ale celý svět. Podle mnoha expertů je již jisté, že tehdejší 

laxní postoj západních zemí včetně Německa, Švýcarska a Rakouska povzbudil ruský 

imperialismus, který vyvrcholil v roce 2022 invazí na Ukrajinu. V každém případě se 

křesťanské strany již poučily ze svých chyb a dnešní doba ukazuje, že nesmíme ustupovat 

autoritářským režimům, i když by to mohlo mít dopad na naše národní hospodářství. 

Důležitá je síla, která spočívá v jednotě svobodných a demokratických zemí v čele se 

Spojenými státy americkými. 

V České republice existuje též křesťanská strana s dlouholetou tradicí, a to je Křesťanská 

a demokratická unie - Československá strana lidová (KDU-ČSL), která byla rovněž 

založena na křesťanských základech, i když na rozdíl od CDU/CSU nebo ÔVP nemá příliš 

vysoké voličské preference. Jejich zastoupení v parlamentu spíše závisí na volebním 

programu než na křesťanských základech, což je další důležitý rozdíl oproti ostatním 

křesťanským stranám v německy mluvících zemích, protože značná část česká populace 

je ateistická. 

48 



Literaturverzeichnis 

DACHS, Herbert et al. (Hrsg.) (2006). Politik in Österreich: das Handbuch. Wien: Manzsche 
Verlags-und Universitätsbuchhandlung. ISBN 3-214-07680-9. 

KROUPA, Jiří (1998). Politologie. 1. přepracované vydání. Brno: Masarykova univerzita. ISBN 
80-210-1793-7. 

PANAGL, Oswald und Peter GERLICH (Hg.) (2007). Wörterbuch der politischen Sprache in 
Österreich. Wien: öbv. ISBN 978-3-209-05952-9. 

SONDEREGGER, Christian und Marc STAMPFLI (2004). Aktuelle Schweiz: Lexikon für Politik, 
Recht, Wirtschaft, Gesellschaft. 4., aktualisierte und erw. Aufl. Oberentfelden: Sauerländer. 
ISBN 3-0345-0115-3. 

STRMISKA, Maxmilián etal. (Strmiska 2005). Politické strany moderní Evropy: analýza stran-
icko-politických systémů. Praha: Portál. ISBN 80-7367-038-0. 

Internetquellen 

URL 1: Wie CDU und CSU zu Schwesterparteien wurden. Online verfügbar unter: 
https://www.br.de/nachrichten/bayern/wie-cdu-und-csu-zu-schwesterparteien- 
wurden,QwSNMDW [zuletzt geprüft am 26.02.2023]. 

URL 2: Anzahl der Parteimitglieder der CSU von 1990 bis 2021. Online verfügbar unter: 
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/192223/umfrage/mitgliederentwicklung-der- 
csu/ [zuletzt geprüft am 28.02.2023]. 

URL 3: CVP und BDP sind ab 2021 «Die Mitte». Online verfügbar unter: 
https://www.schweizerbauer.ch/politik-wirtschaft/cvp-und-bdp-sind-ab-2021-die-mitte/  
[zuletzt geprüft am 27.02.2023]. 

URL 4: Junge Union Deutschlands (JU). Online verfügbar unter: 
https://archiv.cdu.de/artikel/junge-union-deutschlands-ju [zuletzt geprüft am 01.03.2023]. 

URL 5: Erfahre mehr über die Junge Union Deutschlands. Online verfügbar unter: 
https://www.junge-union.de/ueber-uns/ [zuletzt geprüft am 02.03.2023]. 

URL 6: Die Mediadaten. Online verfügbar unter: https://www.entscheidung.de/mediadaten/  
[zuletzt geprüft am 02.03.2023]. 

URL 7: Das sind wir. Online verfügbar unter: https://junge.oevp.at/das-sind-wir/ [zuletzt 
geprüft am 07.03.2023]. 

URL 8: Unsere Abgeordneten. Online verfügbar unter: https://junge.oevp.at/das-sind- 
wir/unsere-abgeordneten/ [zuletzt geprüft am 07.03.2023]. 

URL 9: International. Online verfügbar unter: https://junge.oevp.at/das-sind-wir/international/  
[zuletzt geprüft am 07.03.2023]. 

URL 10: Umwelt und Energie. Online verfügbar unter: 
https://diejungemitte.ch/positionen/umwelt-und-energie [zuletzt geprüft am 07.03.2023]. 

URL 11: Familien. Online verfügbar unter: https://diejungemitte.ch/positionen/familien  
[zuletzt geprüft am 08.03.2023]. 

49 

https://www.br.de/nachrichten/bayern/wie-cdu-und-csu-zu-schwesterparteien-
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/192223/umfrage/mitgliederentwicklung-der-
https://www.schweizerbauer.ch/politik-wirtschaft/cvp-und-bdp-sind-ab-2021-die-mitte/
https://archiv.cdu.de/artikel/junge-union-deutschlands-ju
https://www.junge-union.de/ueber-uns/
https://www.entscheidung.de/mediadaten/
https://junge.oevp.at/das-sind-wir/
https://junge.oevp.at/das-sind-
https://junge.oevp.at/das-sind-wir/international/
https://diejungemitte.ch/positionen/umwelt-und-energie
https://diejungemitte.ch/positionen/familien


URL 12: Bundestagswahl 2013. Online verfügbar unter: https://www.bundestagswah.l- 
bw.de/wahlergebnis-btwahl2013 [zuletzt geprüft am 13.03.2023]. 

URL 13: Bundeskanzlerin und Bundeskabinett vereidigt. Online verfügbar unter: 
https://www.bundestag.de/webarchiv/textarchiv/2013/48311241_kw51_kanzlerwahl_nachhe  
r-214202 [zuletzt geprüft am 13.03.2023]. 

URL 14: Bundestagswahl 2017 - Ergebnisse. Online verfügbar unter: 
https://www.bundestagswahl-bw.de/wahlergebnis-btw2017 [zuletzt geprüft am 15.03.2023]. 

URL 15: Union und SPD einigen sich auf Koalitionsvertrag. Online verfügbar unter: 
https://www.bundestagswahl-bw.de/sondierungsgespraeche [zuletzt geprüft am 16.03.2023]. 

URL 16: SPD überholt Union bei den Über-60-Jährigen - Laschet mit katastrophalen Werten. 
Online verfügbar unter: https://www.welt.de/politik/bundestagswahl/article233913470/Wahl-
2021-Wer-waehlte-wen-CDU-verliert-UE60-an-SPD-Laschet-mit-katastrophalen-Werten.html 
[zuletzt geprüft am 16.04.2023]. 

URL 17: Dramatische Sitzung: CDU-Führung wählt Laschet zum Kanzlerkandidaten - Söder will 
sich äußern. Online verfügbar unter: 
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/machtkampf-in-der-union-dramatische- 
sitzung-cdu-fuehrung-waehlt-laschet-zum-kanzlerkandidaten-soeder-will-sich-
aeussern/27110192.html [zuletzt geprüft am 16.04.2023]. 

URL 18: Union verliert überall, SPD im Norden stark: die wichtigsten Daten auf einen Blick. 
Online verfügbar unter: https://www.rnd.de/politik/ergebnisse-der-bundestagswahl-2021-
union-verliert-ueberall-spd-im-norden-stark-KX5ATKL4HJARLHSWPBV3COARHA.html [zuletzt 
geprüft am 16.04.2023]. 

URL 19: Welche Koalitionen sind jetzt möglich? Online verfügbar unter: 
https://www.zdf.de/nachrichten/politik/koalitionen-bundestagswahl-koalitionsnavi-100.html  
[zuletzt geprüft am 16.04.2023]. 

URL 20: Laschet wirbt weiter für Jamaika. Online verfügbar unter: 
https://www.zdf.de/nachrichten/politik/koalitionen-bundestagswahl-koalitionsnavi-100.html  
[zuletzt geprüft am 17.04.2023]. 

URL 21: Olaf Scholz zum Bundeskanzler gewählt. Online verfügbar unter: 
https://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/wahlen/bundestagswahl/olaf-scholz-kanzler-
100.html [zuletzt geprüft am 20.04.2023]. 

URL 22: Regierungen seit 1945. Online verfügbar unter: 
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/geschichte/regierungen-seit-
1945.html [zuletzt geprüft am 22.04.2023]. 

URL 23: Aktuelle Prognose. Chancen der Parteien bei der Nationalratswahl 2013. Online 
verfügbar unter: https://www.vienna.at/aktuelle-prognose-chancen-der-parteien-bei-der- 
nationalratswahl-2013/3708550 [zuletzt geprüft am 22.04.2023]. 

URL 24: Nationalratswahl 2013. 
https://www.bmi.gv.at/412/Nationalratswahlen/Nationalratswahl_2013/start.aspx [zuletzt 
geprüft am 22.04.2023]. 

50 

https://www.bundestagswah.l-
http://bw.de/wahlergebnis-btwahl2013
https://www.bundestag.de/webarchiv/textarchiv/2013/48311241_kw51_kanzlerwahl_nachhe
https://www.bundestagswahl-bw.de/wahlergebnis-btw2017
https://www.bundestagswahl-bw.de/sondierungsgespraeche
https://www.welt.de/politik/bundestagswahl/article233913470/Wahl-
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/machtkampf-in-der-union-dramatische-
https://www.rnd.de/politik/ergebnisse-der-bundestagswahl-2021-
https://www.zdf.de/nachrichten/politik/koalitionen-bundestagswahl-koalitionsnavi-100.html
https://www.zdf.de/nachrichten/politik/koalitionen-bundestagswahl-koalitionsnavi-100.html
https://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/wahlen/bundestagswahl/olaf-scholz-kanzler-
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/geschichte/regierungen-seit-
https://www.vienna.at/aktuelle-prognose-chancen-der-parteien-bei-der-
https://www.bmi.gv.at/412/Nationalratswahlen/Nationalratswahl_2013/start.aspx


URL 25: SPÖ beschließt Koalitionsgespräche mit ÖVP. 
https://www.wienerzeitung.at/nachrichten/politik/oesterreich/577149-SPOe-beschliesst-
Koalitionsgespraeche-mit-OeVP.html 3708550 [zuletzt geprüft am 24.04.2023]. 

URL 26: ÖVP droht SPÖ: "Koalition wie bisher, das geht nicht". 
https://www.diepresse.com/1458713/oevp-droht-spoe-koalition-wie-bisher-das-geht-nicht  
[zuletzt geprüft am 26.04.2023]. 

URL 27: Koalition: Regierung Faymann II steht - und bringt neue ÖVP-Köpfe. 
https://www.vol.at/koalitionsverhandlungen-abgeschlossen/3797610 [zuletzt geprüft am 
26.04.2023]. 

URL 28: Neue Regierung angelobt: Faymann zum zweiten Mal als Bundeskanzler im Amt. 
https://www.vienna.at/neue-regierung-angelobt-faymann-zum-zweiten-mal-als- 
bundeskanzler-im-amt/3801877 [zuletzt geprüft am 26.04.2023]. 

URL 29: Faymann lässt los. https://www.sueddeutsche.de/politik/faymanns-ruecktritt- 
faymann-laesst-los-1.2986122 [zuletzt geprüft am 28.04.2023]. 

URL 30: Sebastian Kurz: Spitzenkandidat der ÖVP - Liste Kurz im Portrait. 
https://www.vienna.at/sebastian-kurz-spitzenkandidat-der-oevp-liste-kurz-im- 
portrait/5484765 [zuletzt geprüft am 03.05.2023]. 

URL 31: Nationalratswahl 2017. https://bundeswahlen.gv.at/2017/ [zuletzt geprüft am 
03.05.2023] 

URL 32: Österreichische Nationalratswahl 2017: Reaktionen der Spitzenkandidaten. 
https://www.profil.at/oesterreich/nationalratswahl-reaktionen-spitzenkandidaten-8373274  
[zuletzt geprüft am 03.05.2023]. 

URL 33: Gespräche zwischen ÖVP und FPÖ "positiv" angelaufen. 
https://www.sn.at/politik/nationalratswahl-2017/gespraeche-zwischen-oevp-und-fpoe- 
positiv-angelaufen-19714384 [zuletzt geprüft am 05.05.2023]. 

URL 34: ÖVP und FPÖ einigen sich auf Regierungsbildung. 
https://www.zeit.de/politik/ausland/2017-12/oesterreich-oevp-fpoe-regierung-koalition  
19714384 [zuletzt geprüft am 06.05.2023]. 

URL 35: Die Ministerien im Kabinett Kurz: Wer sie führt und was sich ändert. 
https://www.kleinezeitung.at/politik/innenpolitik/5339992/Tuerkisblauer-Reigen_Die- 
Ministerien-im-Kabinett-Kurz_Wer-sie [zuletzt geprüft am 07.05.2023]. 

URL 36: Die neue schwarz-blaue Bundesregierung ist angelobt. 
https://www.sn.at/politik/innenpolitik/die-neue-schwarz-blaue-bundesregierung-ist-angelobt- 
21868777 [zuletzt geprüft am 07.05.2023]. 

URL 37: Nationalratswahl 2019: Das Wahlprogramm der ÖVP. 
https://www.vienna.at/nationalratswahl-2019-das-wahlprogramm-der-oevp/6334803 [zuletzt 
geprüft am 09.05.2023]. 

URL 38: Nationalratswahl 2019. 
https://www.bmi.gv.at/412/Nationalratswahlen/Nationalratswahl_2019/start.aspx [zuletzt 
geprüft am 09.05.2023]. 

51 

https://www.wienerzeitung.at/nachrichten/politik/oesterreich/577149-SPOe-beschliesst-
https://www.diepresse.com/1458713/oevp-droht-spoe-koalition-wie-bisher-das-geht-nicht
https://www.vol.at/koalitionsverhandlungen-abgeschlossen/3797610
https://www.vienna.at/neue-regierung-angelobt-faymann-zum-zweiten-mal-als-
https://www.sueddeutsche.de/politik/faymanns-ruecktritt-
https://www.vienna.at/sebastian-kurz-spitzenkandidat-der-oevp-liste-kurz-im-
https://bundeswahlen.gv.at/2017/
https://www.profil.at/oesterreich/nationalratswahl-reaktionen-spitzenkandidaten-8373274
https://www.sn.at/politik/nationalratswahl-2017/gespraeche-zwischen-oevp-und-fpoe-
https://www.zeit.de/politik/ausland/2017-12/oesterreich-oevp-fpoe-regierung-koalition
https://www.kleinezeitung.at/politik/innenpolitik/5339992/Tuerkisblauer-Reigen_Die-
https://www.sn.at/politik/innenpolitik/die-neue-schwarz-blaue-bundesregierung-ist-angelobt-
https://www.vienna.at/nationalratswahl-2019-das-wahlprogramm-der-oevp/6334803
https://www.bmi.gv.at/412/Nationalratswahlen/Nationalratswahl_2019/start.aspx


URL 39: Jetzt muss er sich neue Feinde machen, https://www.zeit.de/politik/ausland/2019- 
09/sebastian-kurz-oevp-wahlergebnis-nationalratswahl [zuletzt geprüft am 10.05.2023]. 

URL 40: Regierung soll bis Mitte Jänner stehen, https://orf.at/stories/3148930/ [zuletzt geprüft 
am 12.05.2023]. 

URL 41: ÖVP und Grüne einigen sich auf Koalition, https://www.zeit.de/politik/ausland/2020- 
01/oesterreich-koalition-oevp-gruene-sebastian-kurz [zuletzt geprüft am 12.05.2023]. 

URL 42: 93 Prozent der Grünen stimmen für Regierungspakt mit der ÖVP. 
https://www.sn.at/politik/innenpolitik/93-prozent-der-gruenen-stimmen-fuer-regierungspakt- 
mit-der-oevp-81521998 [zuletzt geprüft am 12.05.2023]. 

URL 43: Die Wandlung der Ministerien, https://orf.at/stories/3150200/ [zuletzt geprüft am 
13.05.2023]. 

URL 44: Erste Regierung ÖVP - Grüne angelobt, https://orf.at/stories/3149944/ [zuletzt 
geprüft am 14.05.2023]. 

URL 45: «Neue Partei könnte 30 Prozent erreichen und führend werden». 
https://www.aargauerzeitung.ch/verschiedenes/neue-partei-konnte-30-prozent-erreichen- 
und-fuhrend-werden-ld.1618051 [zuletzt geprüft am 16.05.2023]. 

URL 46: Dossier: Eidgenössische Wahlen 2011 - Übersicht. 
https://anneepolitique.swiss/dossiers/755-dossier-eidgenossische-wahlen-2011-ubersicht 
[zuletzt geprüft am 15.05.2023]. 

URL 47: Thomas Müller geht zur SVP. https://www.nzz.ch/cvp- 
nationalrat_thomas_mueller_svp-ld.972599 1618051 [zuletzt geprüft am 17.05.2023]. 

URL 48: Wahl 2015: Freisinn unter Druck, https://www.srf.ch/news/schweiz/wahl-2015- 
freisinn-unter-druck [zuletzt geprüft am 18.05.2023]. 

URL 49: Wahlprognose: SVP nur viertstärkste Kraft. 
https://www.woz.ch/1541/wahlprognose/svp-nur-viertstaerkste-kraft 1618051 [zuletzt 
geprüft am 18.05.2023]. 

URL 50: Überblick Eidgenössische Wahlen 2015. https://anneepolitique.swiss/prozesse/59285-
uberblick-eidgenossische-wahlen-2015 [zuletzt geprüft am 19.05.2023]. 

URL 51: «Wir brauchen als CVP mehr Kanten»: Gerhard Pfister kämpft gegen den 10-Prozent-
GAU. https://www.watson.ch/schweiz/cvp/571599110-cvp-unter-10-prozent-so-kaempft- 
gerhard-pfister-gegen-den-absturz [zuletzt geprüft am 25.05.2023]. 

URL 52: Gerhard Pfister peilt einen zweiten Bundesratssitz für die CVP an. 
https://www.aargauerzeitung.ch/schweiz/gerhard-pfister-peilt-einen-zweiten-bundesratssitz- 
fur-die-cvp-an-ld.1152159 [zuletzt geprüft am 30.05.2023]. 

URL 53: Grüne Welle, Überraschungen und Schlüsselrolle für Christdemokraten. 
https://www.kas.de/cs/laenderberichte/detail/7content/schweizer-parlamentswahlen-2019  
[zuletzt geprüft am 13.05.2023]. 

URL 54: Überblick Eidgenössische Wahlen 2019. https://anneepolitique.swiss/dossiers/995 
[zuletzt geprüft am 13.05.2023]. 

52 

https://www.zeit.de/politik/ausland/2019-
https://orf.at/stories/3148930/
https://www.zeit.de/politik/ausland/2020-
https://www.sn.at/politik/innenpolitik/93-prozent-der-gruenen-stimmen-fuer-regierungspakt-
https://orf.at/stories/3150200/
https://orf.at/stories/3149944/
https://www.aargauerzeitung.ch/verschiedenes/neue-partei-konnte-30-prozent-erreichen-
https://anneepolitique.swiss/dossiers/755-dossier-eidgenossische-wahlen-2011-ubersicht
https://www.nzz.ch/cvp-
https://www.srf.ch/news/schweiz/wahl-2015-
https://www.woz.ch/1541/wahlprognose/svp-nur-viertstaerkste-kraft
https://anneepolitique.swiss/prozesse/59285-
https://www.watson.ch/schweiz/cvp/571599110-cvp-unter-10-prozent-so-kaempft-
https://www.aargauerzeitung.ch/schweiz/gerhard-pfister-peilt-einen-zweiten-bundesratssitz-
https://www.kas.de/cs/laenderberichte/detail/7content/schweizer-parlamentswahlen-2019
https://anneepolitique.swiss/dossiers/995


URL 55: Gemeinsam erfolgreich für Deutschland. Regierungsprogramm 2013-2017. 
https://archiv.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/regierungsprogramm-2013-2017- 
langfassung-20130911.pdf?file=l&type=field_collection_item&id=631 [zuletzt geprüft am 
14.05.2023]. 

URL 56: Für ein Deutschland, in dem wir gut und gerne leben. Regierungsprogramm 2013-
2017. 
https://archiv.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/170703regierungsprogramm2017.pdf7fil  
e=l [zuletzt geprüft am 14.05.2023]. 

URL 57: Zukunftsweisend. Österreich 2018: Das Programm der ÖVP zur Nationalratswahl 2013. 
https://mehr-demokratie.at/sites/default/files/PDF/oevp_wahlprogramm_2013.pdf [zuletzt 
geprüft am 14.05.2023]. 

URL 58: Zusammen. Für unser Österreich. Regierungsprogramm 2017-2022. 
https://www.oeh.ac.at/sites/default/files/files/pages/regierungsprogramm_2017-2022.pdf  
[zuletzt geprüft am 14.05.2023]. 

URL 59: Unser Weg für Österreich. 100 Projekte. 
https://www.dievolkspartei.at/download/100_projekte.pdf [zuletzt geprüft am 14.05.2023]. 

URL 60: Zusammenarbeit EU/EFTA. https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/international- 
rueckkehr/kollab-eu-efta.html [zuletzt geprüft am 14.05.2023]. 

URL 61: Die Asylpolitik dominiert den Wahlkampf. 
https://www.swissinfo.ch/ger/politik/wahlen-2015_die-asylpolitik-dominiert-den- 
wahlkampf/41616250 html [zuletzt geprüft am 14.05.2023]. 

URL 62: Wahlen 2019: Welche Asylpolitik die Parteien wollen. 
https://www.fluechtlingshilfe.ch/publikationen/im-fokus/wahlen-2019-welche-asylpolitik-die- 
parteien-wollen [zuletzt geprüft am 14.05.2023]. 

URL 63: 30. Juni 2017 - Der Bundestag beschließt die "Ehe für alle". 
https://wwwl.wdr.de/radio/wdr5/sendungen/zeitzeichen/zeitzeichen-bundestag-home-ehe-
100.html [zuletzt geprüft am 15.05.2023]. 

URL 64: CDU sperrt sich nicht um jeden Preis, https://www.zeit.de/politik/ausland/2017- 
06/bundestagswahl-ehe-fuer-alle-cdu-peter-tauber [zuletzt geprüft am 15.05.2023]. 

URL 65: Regierung gibt sich geschlagen, https://orf.at/stories/3059201/ [zuletzt geprüft am 
15.05.2023]. 

URL 66: Ehe für alle ab 2019: FPÖ wirft ÖVP "doppeltes Spiel" vor. 
https://www.derstandard.at/story/2000069288003/verfassungsgerichtshof-oeffnet-ehe-fuer- 
homosexuelle-ab-201 [zuletzt geprüft am 15.05.2023]. 

URL 67: Bei der Homo-Ehe liegen CVPler über Kreuz, https://www.blick.ch/politik/der-graben-
geht-queer-durch-die-partei-bei-der-homo-ehe-liegen-cvpler-ueber-kreuz-id8395194.html 
[zuletzt geprüft am 16.05.2023]. 

URL 68: Ja zur Ehe für alle, https://die-mitte.ch/parolen/ja-zur-ehe-fuer-alle/ [zuletzt geprüft 
am 16.05.2023]. 

53 

https://archiv.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/regierungsprogramm-2013-2017-
https://archiv.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/170703regierungsprogramm2017.pdf7fil
https://mehr-demokratie.at/sites/default/files/PDF/oevp_wahlprogramm_2013.pdf
https://www.oeh.ac.at/sites/default/files/files/pages/regierungsprogramm_2017-2022.pdf
https://www.dievolkspartei.at/download/100_projekte.pdf
https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/international-
https://www.swissinfo.ch/ger/politik/wahlen-2015_die-asylpolitik-dominiert-den-
https://www.fluechtlingshilfe.ch/publikationen/im-fokus/wahlen-2019-welche-asylpolitik-die-
https://wwwl.wdr.de/radio/wdr5/sendungen/zeitzeichen/zeitzeichen-bundestag-home-ehe-
https://www.zeit.de/politik/ausland/2017-
https://orf.at/stories/3059201/
https://www.derstandard.at/story/2000069288003/verfassungsgerichtshof-oeffnet-ehe-fuer-
https://www.blick.ch/politik/der-graben-
https://die-mitte.ch/parolen/ja-zur-ehe-fuer-alle/


URL 69: Das ist das CDU/CSU-Wahlprogramm im Überblick. 
https://www.welt.de/politik/deutschland/articlel67574785/Das-ist-das-CDU-CSU-
Wahlprogramm-im-Ueberblick.html [zuletzt geprüft am 17.05.2023]. 

URL 70: Bildungspolitik der Parteien, https://www.dw.com/de/streitthema-bildung-nach-der- 
wahl/a-17085400 [zuletzt geprüft am 17.05.2023]. 

URL 71: NR-Wahl 2017: Kurz stellte ÖVP-Wirtschafts-Wahlprogramm vor. 
https://www.vienna.at/nr-wahl-2017-kurz-stellte-oevp-wirtschafts-wahlprogramm- 
vor/5455491 [zuletzt geprüft am 17.05.2023]. 

URL 72: Schule befreien, Eltern verpflichten, Kinder fördern Positionspapier der CVP Schweiz. 
https://www.netzwerk-future.ch/data/Bildung_Positionspapier_CVP.pdf [zuletzt geprüft am 
17.05.2023]. 

URL 73: Wie halten es die Parteien mit Russland? 
https://www.br.de/bundestagswahl/bundestagswahlkampf-russland-putin-100.html [zuletzt 
geprüft am 18.05.2023]. 

URL 74: Parteien. Wie haltet ihr es mit Russland? 
https://www.karenina.de/russland/politik/parteien-wie-haltet-ihr-es-mit-russland/ [zuletzt 
geprüft am 18.05.2023]. 

URL 75: Das Wahlprogramm Teil 3. „Ordnung & Sicherheit", https://www.franz-hoerl.at/wp- 
content/uploads/2017/08/Wahlprogramm_Teil3_Ordnung-und-
Sicherheit_Zusammenfassung.pdf [zuletzt geprüft am 18.05.2023]. 

URL 76: CVP-Aussenpolitikerin Elisabeth Schneider-Schneiter fordert keine Zurückhaltung mehr 
nach Giftanschlag. Weg mit den Russland-Sanktionen https://www.blick.ch/politik/cvp- 
aussenpolitikerin-elisabeth-schneider-schneiter-fordert-keine-zurueckhaltung-mehr-nach-
giftanschlag-weg-mit-den-russland-sanktionen-id8192707.html [zuletzt geprüft am 
19.05.2023]. 

54 

https://www.welt.de/politik/deutschland/articlel67574785/Das-ist-das-CDU-CSU-
https://www.dw.com/de/streitthema-bildung-nach-der-
https://www.vienna.at/nr-wahl-2017-kurz-stellte-oevp-wirtschafts-wahlprogramm-
https://www.netzwerk-future.ch/data/Bildung_Positionspapier_CVP.pdf
https://www.br.de/bundestagswahl/bundestagswahlkampf-russland-putin-100.html
https://www.karenina.de/russland/politik/parteien-wie-haltet-ihr-es-mit-russland/
https://www.franz-hoerl.at/wp-
https://www.blick.ch/politik/cvp-

